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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 
Hans-Christian 
Ströbele 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann hat die Bundesregierung im Rahmen ih- 
rer gesetzlichen Pflicht zur Berichterstattung 
über besondere Vorkommnisse gemäß § 4 Ab- 
satz 1 des Kontrollgremiumgesetzes dem Par- 
lamentarischen Kontrollgremium des Deut- 
schen Bundestages das E-Mail-Schreiben vor- 
gelegt, das der Bundesnachrichtendienst am 
4. September 2009 kurz nach 8 Uhr der Abtei- 
lung 6 im Kanzleramt übermittelt haben soll 
(vgl. SPIEGEE ONEINE, 25. März 2010), 
und falls dies erst verspätet bzw. auf entspre- 
chende Medienmeldungen hin geschah, was 
waren die Gründe für ein solches Versäumnis 
der Bundesregierung? 


Antwort des Bundesministers für besondere Aufgaben und Chef 
des Bundeskanzleramtes Ronald Pofalla 
vom 23. April 2010 

Das Parlamentarische Kontrollgremium wurde am 24. März 2010 
über den Sachverhalt unterrichtet. Dabei wurde auch darauf hinge- 
wiesen, dass die hausinterne E-Mail, über die „SPIEGEE ONEINE“ 
am 25. März 2010 berichtet hat, bereits Bestandteil der dem parla- 
mentarischen Untersuchungsausschuss am 18. März 2010 vorgeleg- 
ten Akten ist. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


2. Abgeordnete 

Edelgard 

Bulmahn 

(SPD) 


In welcher Eorm und in welchem Umfang wer- 
den Prägen der zivilen Krisenprävention, der 
Konfliktbearbeitung und der Priedenskonsoli- 
dierung derzeit im Rahmen der Ausbildung 
für den diplomatischen Dienst berücksichtigt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon 
vom 2. Juni 2010 

Die Anwärterinnen und Anwärter für den höheren Auswärtigen 
Dienst absolvieren einen 14-monatigen Vorbereitungsdienst an der 
Akademie Auswärtiger Dienst. Prägen der zivilen Krisenprävention, 
der Konfliktbearbeitung und der Priedenskonsolidierung werden ins- 
besondere im dreiwöchigen Blockseminar „Völkerrecht“ und inner- 
halb des sechswöchigen Kurses „Politische Analyse“ intensiv behan- 
delt. Darüber hinaus spielen sie im Rahmen des EU-Seminars eine 
Rolle („Modul GSVP“). 



Drucksache 17/1918 


- 2 - 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Ein Menschenrechtsseminar, ein Seminar „Vernetzte Sicherheit“ (ge- 
staltet von der Bundesakademie für Sicherheitspolitik) sowie ein Se- 
minar „Entwicklungszusammenarbeit/Wirtschaftliche Zusammenar- 
beit“ sind ebenfalls fester Bestandteil des Eehrplans. 

Gerade das Thema „Krisenprävention“ wird außerdem im Rahmen 
des viertägigen Kurses „Umweltdiplomatie“ behandelt, der den 
Zusammenhang zwischen Umwelt und Sicherheit thematisiert. Aus- 
bildungseinheiten in Brüssel und Wien thematisieren u. a. die zivilen 
EU-Missionen, Missionen der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) und Wahlbeobachtung. 

Außerdem gibt es laufbahnübergreifende Veranstaltungen zu den 
genannten Themen, zum Beispiel Gesprächsabende mit externen 
Gästen sowie das viertägige „Krisenseminar“, bei dem ein konkreter 
Krisenfall simuliert wird. 

Die Themen „Zivile Krisenprävention“, „Konfliktbearbeitung“ und 
„Eriedenskonsolidierung“ werden - in geringerem Maße als in der 
Ausbildung zum höheren Auswärtigen Dienst - auch in der Ausbil- 
dung für den gehobenen Auswärtigen Dienst behandelt - und zwar 
in den Unterrichtseinheiten „Völkerrecht“ und „Europarecht“, im 
Modul „Vereinte Nationen“ und während der Ausbildungseinheiten 
in Brüssel (EU) und Wien (Vereinte Nationen - VN OSZE). 

Aufgrund des Berufsbildes des mittleren Dienstes (Verwaltung, IT, 
Visaentscheider) werden die genannten Themen in der Ausbildung 
der Anwärter für den mittleren Auswärtigen Dienst nur gestreift. 
Alle Anwärterinnen und Anwärter nehmen jedoch an den oben 
erwähnten laufbahnübergreifenden Veranstaltungen teil. 


3. Abgeordnete 

Kerstin 

Müller 

(Köln) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Was sind die Gründe dafür, dass der Vorstoß 
der Niederlande innerhalb der EU anlässlich 
der bevorstehenden Amtseinführung des suda- 
nesischen Präsidenten Omar al-Bashir am 
27. Mai 2010 gescheitert ist, dass alle EU-Mit- 
gliedstaaten geschlossen nicht ihre Botschafter 
zur Amtseinführung entsenden, und wie ist die 
Teilnahme mit dem fortbestehenden Haftbe- 
fehl des Internationalen Strafgerichtshofes ge- 
gen Omar al-Bashir zu vereinbaren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born 
vom 1. Juni 2010 

Die überwiegende Zahl der Mitgliedstaaten der EU plädierte für eine 
Teilnahme an der Eröffnungsfeier, wobei es jedem Mitgliedstaat an- 
heim gestellt bleiben sollte, auf welcher Ebene er diese wahrnimmt. 
Deutschland hatte sich für eine einheitliche EU-Haltung und Teilnah- 
me auf niedrigem diplomatischem Niveau eingesetzt. Die deutsche 
Botschaft in Khartum wurde durch eine Mitarbeiterin vertreten. 

Die Teilnahme soll Unterstützung für die Implementierung des um- 
fassenden Eriedensabkommens und seiner Institutionen, dazu gehört 
auch die Regierung in Khartum, signalisieren, so wie es auch der An- 
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trag der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN vom 24. März 2010 (Bundestagsdrucksache 17/1158) 
fordert. Das wird auch durch die Teilnahme der Leiter der beiden 
VN-Friedensmissionen im Sudan UNMIS und UNAMID an der 
Amtseinführung Omar al-Bashirs unterstrichen. 

Die Unterstützung der EU und auch der Bundesregierung für den 
Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) beim Kampf gegen Straflo- 
sigkeit für Völkerrechtsverbrechen bleibt davon unberührt. Ich ver- 
weise dazu auf Nummer 9 der Ratsschlussfolgerungen zu Sudan 
vom 26. April 2010, die auch die Haltung der Bundesregierung dazu 
wiedergeben. Sudan bleibt aufgefordert, seiner Verpflichtung zur Zu- 
sammenarbeit mit dem IStGH nachzukommen. 


4. Abgeordnete 

Kerstin 

Müller 

(Köln) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Bewertet die Bundesregierung die Aktivitäten 
der deutschen Sicherheitsfirma Asgaard Ger- 
man Security Group in Somalia als Verstoß ge- 
gen das Waffenembargo, das der Sicherheits- 
rat der Vereinten Nationen verhängt hat (Re- 
solutionen 733 (1992), 1425 (2002), 1744 
(2007)), und wenn ja, was unternimmt die Bun- 
desregierung, um das Engagement der Firma 
Asgaard German Security Group zu beenden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born 
vom 1. Juni 2010 

Die Firma Asgaard German Security Group ist verpflichtet, die 
deutschen und europäischen Rechtsvorschriften einzuhalten. Dies 
gilt auch für Vorschriften, die zur Umsetzung des vom Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen gegenüber Somalia verhängten Waffenem- 
bargos - insbesondere Resolutionen 733 (1992), 1425 (2002) und 
1772 (2007) - ergangen sind. 

Bereits seit 2003 gilt ein umfassendes Waffenembargo. Unter ande- 
rem ist es nach der Verordnung (EG) Nr. 147/2003 verboten, Perso- 
nen, Organisationen oder Einrichtungen in Somalia Finanzmittel, 
Finanzhilfen, technische Beratung, Hilfe oder Ausbildung im Zu- 
sammenhang mit militärischen Aktivitäten zu gewähren. 

Dieses Verbot wurde am 26. April 2010 vom Rat der Europäischen 
Union in seinem Beschluss 2010/231/GASP bekräftigt. Ausnahmen 
sind nur in eng begrenzten Fällen vorgesehen. Wer gegen das Verbot 
verstößt, macht sich nach § 34 Absatz 4 Nummer 2 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes strafbar, der eine Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jah- 
ren vorsieht. Hierauf hat die Bundesregierung die Firma Asgaard 
German Security Group hingewiesen. 

Die Entscheidung über die Verfolgung etwaiger Verstöße gegen 
Rechtsvorschriften ist Angelegenheit der zuständigen Strafverfol- 
gungsbehörden. 
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5. Abgeordneter 
Omid 
Nouripour 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie ist die Einreiseerlaubnis (und damit der 
Aufenthalt in Deutschland) des Predigers 
Shaüch Abu Ishak Al Heweny mit seinen Pre- 
digten zum Dschihad in Afghanistan und im 
Irak vereinbar? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon 
vom 2. Juni 2010 

Die zuständige deutsche Auslandsvertretung hat dem ägyptischen 
Staatsangehörigen Hegazy Mohamed Youssef Sherif (Shaikh Abu 
Ishak Al Heweny) ein Visum zur Durchführung einer medizinischen 
Behandlung in Deutschland für den Zeitraum vom 13. April bis 
12. Juni 2010 erteilt. Die innerdeutschen Behörden wurden gemäß 
§ 73 des Aufenthaltsgesetzes bei der Entscheidung beteiligt. 


6. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE EINKE.) 


Inwieweit hat bzw. wird die Bundesregierung 
die Görlitzer Bewerbung für die UNESCO- 
W eltkulturerbeliste unterstützen? 


Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper 
vom 3. Juni 2010 

Voraussetzung für die Bewerbung der Stadt Görlitz für die Aufnah- 
me in die UNESCO-Welterbeliste ist die Einschreibung in die deut- 
sche Tentativliste der Kultur- und Naturgüter, die von der Bundes- 
republik Deutschland zur Aufnahme in die UNESCO-Eiste des 
Kultur- und Naturerbes der Welt angemeldet werden sollen. 

Diese Eiste wird von den Bundesländern erstellt. Da die Stadt Gör- 
litz auf der derzeit gültigen, 1998 von der Kultusministerkonferenz 
der Eänder verabschiedeten Tentativliste nicht enthalten ist, wird 
empfohlen, sich wegen der Aufnahme mit dem zuständigen Ministe- 
rium des Innern des Ereistaates Sachsen in Verbindung zu setzen. 


7. Abgeordneter 
Hans-Christian 
Ströbele 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 
rung des Bundespräsidenten in einem Inter- 
view im Deutschlandradio Kultur vom 22. Mai 
2010 von 7.50 Uhr, aus Masar-e Scharif, es sei 
seine Einschätzung, „dass im Zweifel im Not- 
fall auch militärischer Einsatz [der Bundes- 
wehr] notwendig ist, um unsere Interessen zu 
wahren, z. B. freie Handelswege, z. B. ganze 
regionale Instabilitäten zu verhindern, die mit 
Sicherheit dann auch auf unsere Chancen Zu- 
rückschlagen - negativ - durch Handel, Ar- 
beitsplätze und Einkommen,“, und ist nach 
Auffassung der Bundesregierung insbesondere 
die Äußerung, dass militärische Einsätze der 
Bundeswehr notfalls auch notwendig sind, um 
Interessen freier Handelswege zu wahren und 
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regionale Instabilitäten zu verhindern, die sich 
auf unsere Chancen bezüglich Handel, Arbeits- 
plätze und Einkommen negativ auswirken, mit 
der Friedenspflicht und mit dem Auftrag der 
Bundeswehr zu vereinbaren, wie sie im Grund- 
gesetz vorgesehen und verankert sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born 
vom 4. Juni 2010 

Die Bundesregierung äußert sich nicht zu Stellungnahmen anderer 
Verf assungsorgane . 

Im Übrigen gelten die Feststellungen des Weißbuches der Bundesre- 
gierung von Oktober 2006 zu Werten, Interessen und Zielen deut- 
scher Sicherheitspolitik unverändert fort. Danach wird die Sicher- 
heitspolitik Deutschlands von den Werten des Grundgesetzes und 
dem Ziel geleitet, die Interessen unseres Fandes zu wahren. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


8. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(DIE FINKE.) 


Welche Möglichkeiten bundesgesetzlicher Re- 
gelungen sieht die Bundesregierung, um Ab- 
schiebungen wie die des Asylbewerbers J. A. 
aus Kamerun (vgl. MOZ vom 20. Mai 2010, 
„Wie ein Verbrecher abgeführt“) zu verhin- 
dern, und aus welchen Gründen werden diese 
Möglichkeiten, z. B. eine großzügige Bleibe- 
rechtsregelung, bundesgesetzliche Vorgaben 
zur Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrund- 
satzes bei der Durchsetzung von Abschiebun- 
gen, nicht ergriffen, obwohl die gegenwärtige 
Abschiebungspraxis offenkundig geeignet ist, 
nicht nur bei den Betroffenen, sondern auch 
bei den Bürgerinnen und Bürgern Zweifel an 
der Rechtsstaatlichkeit der Bundesrepublik 
Deutschland zu wecken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 3. Juni 2010 

Die Zuständigkeit für die Durchführung von Abschiebungen liegt 
bei den Fändern. Zu Angelegenheiten der Fänder nimmt die Bundes- 
regierung nicht Stellung. Die Bundesregierung hat keine Zweifel an 
der Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes und der Rechts- 
staatlichkeit der Abschiebungspraxis und sieht daher keine Veranlas- 
sung, Abschiebungen zu verhindern. 
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9. Abgeordnete 

Dagmar 

Freitag 

(SPD) 


Wie ist der Stand des Verfahrens bei den vier 
Sportverbänden, die im Rahmen der Überprü- 
fung der Anti-Doping-Berichte 2008 sanktio- 
niert worden waren und denen anschließend 
Gelegenheit zu einer erneuten Stellungnahme 
zu den Verstößen gegeben wurde, um mögli- 
cherweise existenzielle Finanzprobleme durch 
die Rückforderungen abzuwenden? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 26. Mai 2010 

Nach Eingang und Auswertung aller Stellungnahmen wurde die Zu- 
wendung für die Deutsche Eisschnelllauf-Gemeinschaft nach Abstim- 
mung mit dem Bundesministerium des Innern (BMI) durch das Bun- 
desverwaltungsamt (BVA) teilweise widerrufen. Die Auswertung 
und die Widerrufsbescheide für den Bob- und Schlittenverband für 
Deutschland und den Deutschen Ruderverband wurden dem BMI 
zur Abstimmung vorgelegt. Der Deutsche Verband für Modernen 
Fünfkampf hat mit seiner Stellungnahme weitere Unterlagen vorge- 
legt, die derzeit vom BVA abschließend rechtlich geprüft werden. 
Danach erfolgt die Vorlage an das BMI. 


10. Abgeordnete 

Dagmar 

Freitag 

(SPD) 


Bei welchen der übrigen 15 Verbände sind die 
Bescheide rechtskräftig geworden, und sind 
die zurückgeforderten Mittel bereits gezahlt? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 26. Mai 2010 

Bestandskräftig sind die Widerrufsbescheide für folgende Verbände: 

- Deutscher Gehörlosen-Sportverband 

- Deutscher Rugby-Verband 

- Deutscher Schachbund 

- Deutscher Sportakrobatik-Bund 

- Deutscher Wasserski- und Wakeboardverband. 

Diese Verbände haben die zurückgeforderten Mittel vollständig ge- 
zahlt. 


11. Abgeordnete Welche Verbände haben gegen den Bescheid 

Dagmar Widerspruch eingelegt? 

Freitag 

(SPD) 
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Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 26. Mai 2010 

Widerspruch eingelegt haben folgende Verbände: 

- Allgemeiner Deutscher Hochschulsportverband 

- Bund Deutscher Radfahrer 

- CVJM-Gesamtverband 

- Deutsche Reiterliche Vereinigung 

- Deutsche Taekwondo Union 

- Deutscher Curling Verband 

- Deutscher Motor Sport Bund 

- Deutscher Rasenkraftsport- und Tauzieh-Verband 

- Deutscher SquashVerband 

- Rad- und Kraftfahrerbund Solidarität Deutschland. 


12. Abgeordnete Wann ist durch wen mit der Entscheidung 

Dagmar über die Widersprüche zu rechnen? 

Freitag 

(SPD) 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 26. Mai 2010 

Da in Einzelfällen noch weitere Ermittlungen und Abstimmungen 
bei Dritten (z. B. NADA, Verbände, Ea. PWC) erforderlich sind, 
kann ein definitiver Zeitpunkt für den Abschluss aller Widerrufsver- 
fahren derzeit nicht genannt werden. Das BVA ist bestrebt, die lau- 
fenden Widerspruchsverfahren weitgehend bis Mitte Juni dieses 
Jahres abzuschließen. 

Der Widerspruchsbescheid wird gemäß § 73 Absatz 1 Nummer 2 
der Verwaltungsgerichtsordnung durch die Behörde erlassen, die den 
Verwaltungsakt erlassen hat, wenn die nächsthöhere Behörde eine 
oberste Bundesbehörde ist. Das BVA erlässt somit die Widerspruchs- 
bescheide in den Rückforderungsverfahren. 


13. Abgeordneter 

Martin 

Gerster 

(SPD) 


Befindet sich Claudia Pechstein im aktiven 
Dienst der Bundespolizei, und wenn ja, mit 
welchen Aufgaben, oder ist sie weiterhin frei- 
gestellt für Trainings- und Wettkampfmaßnah- 
men? 
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Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 26. Mai 2010 

Claudia Pechstein wurde aufgrund der verhängten Sperre von ihren 
Aufgaben als „Spitzensportlerin zugleich Polizeivollzugsbeamtin“ 
entbunden. Claudia Pechstein gehört somit derzeit nicht der Winter- 
sportmannschaft der Bundespolizei an und ist damit auch nicht für 
Trainings- oder Wettkampfmaßnahmen freigestellt. 


14. Abgeordneter Ist die Bundespolizistin Claudia Pechstein be- 

Martin urlaubt, und wenn ja, mit welchen Bezügen? 

Gerster 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 26. Mai 2010 

Claudia Pechstein ist zurzeit nicht beurlaubt. 


15. Abgeordneter 

Martin 

Gerster 

(SPD) 


Ist es der gesperrten Sportlerin Claudia Pech- 
stein verwehrt, an Trainingsmaßnahmen ihres 
Verbandes teilzunehmen, und wenn ja, durch 
welche Maßnahmen wird dies vom Bundes- 
ministerium des Innern sichergestellt? 


Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 26. Mai 2010 

Claudia Pechstein nimmt an keinen Trainingsmaßnahmen ihres Ver- 
bandes teil. Aufgrund der gültigen Anti-Doping-Regelungen der 
Welt-Anti-Doping- Agentur (WADA) und der Nationalen Anti 
Doping Agentur (NADA) sind sowohl die Sportverbände als auch 
die Regierungen an die sportgerichtlichen Urteile gebunden. Das 
bedeutet, dass ein mit öffentlichen Mitteln gefördertes Training nicht 
zulässig ist. Hierzu hat das BMI eine verpflichtende Klausel zur Um- 
setzung des WADA-/NADA-Codes in die Zuwendungsbescheide für 
die Sportverbände aufgenommen. Bei Zuwiderhandlungen riskieren 
die Verbände die Zuwendungen. 


16. Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(DIE LINKE.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wann und 
mit wie vielen Vorgeladenen im Jahr 2010 in 
der syrischen Botschaft in Berlin Anhörungen 
zur Beschaffung von Heimreisedokumenten 
durchgeführt wurden? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 27. Mai 2010 

Die Einleitung und Durchführung von Rückübernahmeverfahren 
liegt in der Zuständigkeit der Ausländerbehörden. Zu der gestellten 
Erage liegen der Bundesregierung keine Informationen vor. 
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17. Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(DIE LINKE.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob weitere 
solche Anhörungen vor syrischen Delegatio- 
nen bzw. Bevollmächtigten in anderen Räum- 
lichkeiten stattgefunden haben (wenn ja, bitte 
Angaben analog zur oben gestellten Erage 
machen)? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 27. Mai 2010 

Auch zu dieser Erage gibt es seitens der Bundesregierung keine Er- 
kenntnisse. 


18. Abgeordneter 
Omid 
Nouripour 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Aktivi- 
täten der Organisation Partei für ein Ereies 
Leben in Kurdistan (PJAK), und was ist ihr 
über deren Strukturen und Aktivitäten in 
Deutschland bekannt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 3. Juni 2010 

Die Partei für ein Ereies Leben in Kurdistan (PJAK) ist nach den 
Erkenntnissen der Sicherheitsbehörden des Bundes ein 2004 gegrün- 
deter müitanter iranisch-kurdischer Ableger der in Deutschland 1993 
verbotenen Arbeiterpartei Kurdistans (PKK). Die Organisation ver- 
fügt in Deutschland über keine eigenen Strukturen; aus der erdrü- 
ckenden Dominanz illegaler PKK-Strukturen heraus ist vielmehr 
davon auszugehen, dass diese zugleich auch die Interessen 
der PJAK verfolgen. Zu den Eührungspersonen der PJAK gehört 
der deutsche Staatsangehörige Abdul Rahman Haji Ahmadi. Er lebt 
in Deutschland. 


19. Abgeordnete 

Halina 
Wawzyniak 
(DIE LINKE.) 


Welche parlamentarischen Initiativen wird die 
Bundesregierung in der 17. Wahlperiode er- 
greifen, die inhaltlich die im Einsetzungsbe- 
schluss zur Enquete-Kommission „Internet 
und digitale Gesellschaft“ (Bundestagsdrucksa- 
che 17/950) genannten Themen berühren? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 3. Juni 2010 

Die Bundesregierung verweist auf den zwischen CDU, CSU und 
EDP beschlossenen Koalitionsvertrag. Der Koalitionsvertrag behan- 
delt das Thema Informationstechnik/-technologie (IT) und Informa- 
tionsgesellschaft erstmalig als ein wesentliches politisches Thema. 
Insbesondere in dem Kapitel „Informations- und Mediengesell- 
schaft“ wird der Handlungs- und Gestaltungsbedarf im IT-Bereich 
beschrieben. 
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Weitere Belege, dass die IT als zentrales politisches Thema erkannt 
worden ist, sind die geplante IKT-Strategie (IKT: Informations- 
und Kommunikationstechnologie) der Bundesregierung „Digitales 
Deutschland 2015“, der „IT-Gipfel“ und der von verschiedenen Bun- 
desministerien geführte netzpolitische Dialog sowie die Neustruktu- 
rierung der IT-Steuerung beim Bund sowie zwischen Bund und Län- 
dern (IT-Planungsrat). 

Aus den aktuellen Planungen ist zu erwarten, dass zu verschiedenen 
IT-Themen Initiativen erfolgen, die ins Parlament eingebracht wer- 
den. Initiativen, die die Themen der Enquete-Kommission berühren 
könnten, sind zum Beispiel die Umsetzung des EU-TK-Richtlinien- 
pakets in Bundesrecht, das De-Mail-Gesetz und eine Stärkung des 
Arbeitnehmerdatenschutzes im Bundesdatenschutzgesetz. Weitere 
Initiativen sind zu erwarten, können derzeit jedoch noch nicht belast- 
bar dargestellt werden. Im Übrigen wird die Bundesregierung die 
Arbeit der Enquete-Kommission aufmerksam begleiten und nach 
Vorlage deren Abschlussberichts weiteren Handlungsbedarf prüfen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


20. Abgeordnete 

Diana 

Golze 

(DIE EINKE.) 


Bedeutet die Äußerung der Bundesministerin 
der Justiz Sabine Eeutheusser-Schnarrenberger, 
dass Heranwachsenden die Unterbringung in 
Sammelunterkünften erspart bleibe, weil 
Deutschland den Vorbehalt zur Kinderrechts- 
konvention zurücknehme (KNA vom 18. Mai 
2010), dass eine Änderung von § 3 Absatz 1 
des Asylbewerberleistungsgesetzes beabsichtigt 
ist, der den Eändern eine Unterbringung auch 
von Heranwachsenden in Sammelunterkünften 
als Regelfall derzeit noch vorschreibt, und 
wenn nein, wie ist diese Äußerung dann zu ver- 
stehen? 


Antwort der Staatssekretärin Dr. Birgit Grundmann 
vom 28. Mai 2010 

Die Bundesministerin der Justiz hat im Rahmen der Regierungsbe- 
fragung am 5. Mai 2010 im Plenum des Deutschen Bundestages da- 
rauf hingewiesen, dass im Rahmen der geltenden Gesetze hinreichen- 
de Spielräume für die Eänder bestehen, die Unterbringung von min- 
derjährigen Asylbewerbern unter Beachtung der Vorgaben der Kin- 
derrechtskonvention der Vereinten Nationen zu regeln. Sie hat bei 
dieser Gelegenheit ebenso darauf hingewiesen, dass die Bundesregie- 
rung nicht die Absicht hat, das Asylbewerberleistungsgesetz zu än- 
dern. 
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2 1 . Abgeordnete 

Tabea 

Rößner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesre- 
gierung aus dem bekannt gewordenen Entwurf 
von Gewerkschaften (DJV, ver.di) und Presse- 
verlagen zum Eeistungsschutzrecht (Änderun- 
gen zu § 87 UrhG), und wie gedenkt die Bun- 
desregierung mit den darin noch enthaltenen 
gravierenden Unterschieden in dem eigenen, 
seit langem angekündigten Entwurf umzu- 
gehen? 


22. Abgeordnete 

Tabea 

Rößner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie gedenkt die Bundesregierung in Bezug auf 
einen eigenen Entwurf zum Eeistungsschutz- 
recht (§ 87 UrhG) mit der Tatsache umzuge- 
hen, dass massive Differenzen nicht nur zwi- 
schen den derzeit verhandelnden Gewerk- 
schaften und Presseverlagen, sondern auch 
zwischen den großen Gewerkschaften (DJV, 
ver.di) und freien Journalisten (etwa dem Be- 
rufsverband freier Journalistinnen und Journa- 
listen - Ereischreiber e. V.) bestehen? 


Antwort der Bundesministerin 
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 
vom 3. Juni 2010 

Die Einführung eines Leistungsschutzrechts für Verleger wird laut 
dem Koalitionsvertrag angestrebt. Die Eorderung der Verleger nach 
einem angemessenen Investitionsschutz ist auch nachvollziehbar. Ih- 
re Interessenlage ist mit der anderer Leistungsschutzberechtigter ver- 
gleichbar. Andererseits sind auch die Befürchtungen der Journalisten 
und Urheber, wonach eine entsprechende Regelung wirtschaftlich zu 
ihren Lasten gehen würde, nachvollziehbar. 

Das Bundesministerium der Justiz wird mit den beteiligten Kreisen 
in einen intensiven Dialog treten. Dabei werden nicht nur Eragen 
des Konsultationspapiers „Prüfung weiteren gesetzgeberischen 
Handlungsbedarfs im Bereich des Urheberrechts“ erörtert werden, 
sondern auch das Thema der Einführung eines Leistungsschutzrechts 
für Verleger. Damit werden wie bei den vorausgegangenen Urheber- 
rechtsreformen in einem transparenten Verfahren die Grundlagen 
für das Gesetzgebungsverfahren erarbeitet. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


23. Abgeordnete 

Sabine 

Bätzing- 

Lichtenthäler 

(SPD) 


Wie sieht der Zeitplan der Bundesregierung 
für die Einberufung und die Arbeit der Kom- 
mission aus, die sich laut dem Koalitionsver- 
trag mit dem Katalog der ermäßigten Mehr- 
wertsteuersätze beschäftigen wird, und werden 
bestimmte Länder und die kommunale Ebene 
in die Arbeit der Kommission einbezogen wer- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hartmut Koschyk 
vom 2. Juni 2010 

In die Arbeit der von Ihnen angesprochenen Kommission soll der 
auf Veranlassung aller Eraktionen im Einanzausschuss des Deut- 
schen Bundestages der vorherigen Legislaturperiode vom Bundes- 
ministerium der Einanzen (BME) in Auftrag gegebene Eorschungs- 
auftrag zur Analyse und Bewertung der Strukturen von Mehrwert- 
steuer-Regelsätzen und ermäßigten Mehrwertsteuersätzen unter wirt- 
schafts-, finanz- und steuerpolitischen Gesichtspunkten einfließen. 
Der Endbericht wird voraussichtlich im Laufe des Monats Juni 
dieses Jahres vorgelegt. Über das Eormat und die weitere Termin- 
planung der Kommission wird danach entschieden. 


24. 


Abgeordnete 

Bettina 

Herlitzius 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hält es die Bundesregierung für zutreffend, 
dass in einer Reihe von gemeinnützigen Ein- 
richtungen, in denen essgestörte Mädchen in 
Wohngruppen betreut werden, den angestell- 
ten Betreuerinnen für die Teilnahme an Mahl- 
zeiten, die im Rahmen von Einkauf und Zube- 
reitung ebenfalls Teil der Betreuung sind, ein 
geldwerter Vorteü in Rechnung gestellt wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 27. Mai 2010 

Erhalten Arbeitnehmer vom Arbeitgeber kostenlos Verpflegung, so 
ist grundsätzlich der Wert als Sachbezug zu verbeitragen und zu ver- 
steuern. Der Wert des Sachbezugs richtet sich nach § 2 der Sozialver- 
sicherungsentgeltverordnung (SvEV); dieser Wert ist nach § 8 Ab- 
satz 2 Satz 6 des Einkommensteuergesetzes (EStG) auch im Einkom- 
mensteuerrecht maßgebend. So beträgt z. B. der Sachbezugswert für 
ein Mittagessen derzeit 2,80 Euro. Kostenlos ist das Mittagessen 
auch dann, wenn der Arbeitnehmer es selbst zubereitet, der Arbeit- 
geber aber die Kosten für die Zutaten trägt. Ein geldwerter Vorteil 
ist nur zu erfassen, wenn und soweit der vom Arbeitnehmer gezahlte 
Preis (einschließlich Umsatzsteuer) den Sachbezugswert unterschrei- 
tet. Zahlt der Arbeitnehmer also 2,80 Euro für das Mittagessen, so 
ist kein Arbeitslohn zu versteuern. Die Sachbezugswerte werden 
durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales festgesetzt. 
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25. 


Abgeordnete 

Bettina 

Herlitzius 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wird dabei der Umstand berücksichtigt, dass 
die Teilnahme an den Mahlzeiten Teil der Ar- 
beitsaufgabe ist und die Arbeitnehmerinnen 
sich der Teilnahme an diesen Mahlzeiten unter 
Berücksichtigung des angestrebten Behand- 
lungserfolges nicht entziehen können? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 27. Mai 2010 

Es ist im Einzelfall zu prüfen, ob die Mahlzeitengestellung im ganz 
überwiegend eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers erfolgt. 
Dann liegt steuerrechtlich (schon) kein Arbeitslohn vor. Es ist also 
der Umstand zu berücksichtigen, dass die Teilnahme an den Mahl- 
zeiten Teü der Arbeitsaufgabe ist und die Arbeitnehmerinnen sich 
der Teilnahme an diesen Mahlzeiten unter Berücksichtigung des an- 
gestrebten Behandlungserfolges nicht entziehen können. 


26. 


Abgeordnete 

Bettina 

Herlitzius 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, auf dem Erlasswege an die Einanzver- 
waltung klarzustellen, dass Mahlzeiten in die- 
sen Eällen nicht als geldwerter Vorteil anzuse- 
hen sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 27. Mai 2010 

Der Gesetzesvollzug und die Entscheidung in steuerlichen Einzelfäl- 
len obliegen nach unserer Einanzverfassung den zuständigen Einanz- 
behörden der Eänder. Eür die Verbeitragung sind die Träger der So- 
zialversicherung zuständig. Die Bundesregierung strebt einen Gleich- 
klang der steuerlichen und sozialversicherungsrechtlichen Behand- 
lung an. Soweit Einnahmen - auch Sachbezüge - steuerfrei sind, 
folgt die Beitragsfreiheit bereits aus § 1 Absatz 1 Nummer 1 SvEV 
(„Dem Arbeitsentgelt sind nicht zuzurechnen [. . .] Einnahmen [. . .], 
soweit sie lohnsteuerfrei sind“). Soweit steuerrechtlich in dem Sach- 
bezug kein Arbeitslohn vorliegt, führt dies grundsätzlich - analog 
der Regelung zu steuerfreien Einnahmen - auch zur Beitragsfreiheit. 
Im Einzelfall können ein Erlass der Einanzverwaltung und ein 
Schreiben der Sozialversicherungsträger dies klarstellen. 


27. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Schließt die Bundesregierung aus, im Rahmen 
der Haushaltskonsolidierung auch die Ermäßi- 
gung des Mehrwertsteuersatzes für das Hotel- 
gewerbe noch einmal zu überprüfen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 3. Juni 2010 

Für den Bereich der Umsatzsteuer sieht der Koalitionsvertrag die 
Einrichtung einer Kommission vor. Diese soll sich mit dem gelten- 
den Katalog des ermäßigten Mehrwertsteuersatzes auseinanderset- 
zen. Vorgesehen ist, dass die Kommission in ihren Arbeiten das Er- 
gebnis einer auf gemeinsamen Wunsch der Fraktionen des 16. Deut- 
schen Bundestages in Auftrag gegebenen wissenschaftlichen Studie 
mit in ihre Überlegungen einbezieht. 


28. 


Abgeordneter 

Oliver 

Krischer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Mengen an reinen Biokraftstoffen 
(aufgegliedert nach Bl 00, Pflanzenölkraftstoff 
und E85 sowie nach in Deutschland produzier- 
ten Mengen und Importware) wurden in den 
Jahren 2007, 2008 und 2009 für die Anrech- 
nung auf die Biokraftstoffgesamtquote bei den 
Hauptzollämtern gemeldet (Quotenhandel), 
und sind der Bundesregierung Probleme der 
Marktteilnehmer bei der Durchführung des 
Quotenhandels bekannt oder für die Zukunft 
absehbar? 


Antwort des Staatssekretärs Werner Gatzer 
vom 3. Juni 2010 

In den Jahren 2007 bis 2009 sind folgende Mengen Bioreinkraft- 
stoffs (einschließlich Ethanolanteil im E85-Kraftstoff) im Wege des 
Quotenhandels zur Erfüllung der Biokraftstoffquote in den Verkehr 
gebracht worden: 

- Fettsäuremethylester (BlOO): ca. 148 Mio. Liter in 2007, ca. 
331,48 Mio. Liter in 2008 und ca. 93,91 Mio. Liter in 2009; 

- Pflanzenölkraftstoff (PlOO): ca. 1,52 Mio. Liter in 2007, ca. 
1 400 Liter in 2008 und ca. 3,65 Mio. Liter in 2009; 

- Ethanolanteil im E85-Kraftstoff: ca. 425 000 Liter in 2007, ca. 
777 000 Liter in 2008 und ca. 289 000 Liter in 2009. 

Eine Aufgliederung der Mengen nach in der Bundesrepublik 
Deutschland produzierter Ware und Importware ist nicht möglich, 
da keine Verpflichtung besteht, Angaben über die Herkunft der zur 
Quotenerfüllung eingesetzten Ware zu machen. Da die Abrechnung 
für das Quotenjahr 2009 noch nicht vollständig abgeschlossen ist, 
kann es außerdem noch zu Korrekturen der Jahresergebnisse 2009 
kommen. 

Bei der Durchführung des Quotenhandels sind bislang keine nen- 
nenswerten Probleme aufgetreten. Hiermit ist auch für die Zukunft 
nicht zu rechnen. 

Neben den über den Quotenhandel in den Verkehr gebrachten Men- 
gen wurden Bioreinkraftstoffe (einschließlich Ethanolanteil im E85- 
Kraftstoff) zur Quotenerfüllung auch von Quotenverpflichteten 
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selbst - also ohne vertragliche Übertragung der Quotenpflicht auf 
einen Dritten - in den Verkehr gebracht. 


29. Abgeordnete 

Kornelia 

Möller 

(DIE LINKE.) 


In wie vielen Eällen seit dem 1. Januar 2006 
hat die Bundesregierung über die Bundesan- 
stalt für Einanzdienstleistungsaufsicht oder in 
sonstiger Weise auf der Grundlage von Infor- 
mationen der Deposity Trust and Clearing 
Corporation (DTCC) strafrechtliche Ermitt- 
lungen zum Beispiel bezogen auf § 20a des 
Wertpapierhandelsgesetzes gegen in Deutsch- 
land ansässige Einanzinstitute veranlasst oder 
wird diese noch veranlassen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 3. Juni 2010 

Die in jüngster Zeit auftretenden Turbulenzen an den Einanzmärk- 
ten werden von der Bundesanstalt für Einanzdienstleistungsaufsicht 
fortlaufend und sehr sorgfältig auch unter Verwendung der Daten 
der DTCC beobachtet. Die dabei gewonnenen Erkenntnisse und 
Schlussfolgerungen haben bisher keine Anhaltspunkte ergeben, die 
die Veranlassung strafrechtlicher Ermittlungen gegen in Deutschland 
ansässige Einanzinstitute rechtfertigen würden. 


30. Abgeordnete 

Kornelia 

Möller 

(DIE LINKE.) 


Inwieweit werden dabei auch Konsequenzen 
gemäß § 35 Absatz 2 Nummer 5 des Kredit- 
wesengesetzes geprüft? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 3. Juni 2010 

Insoweit bestand bisher auch keine Grundlage, in diesem Zusam- 
menhang mögliche Konsequenzen nach § 35 Absatz 2 Nummer 5 
des Kreditwesengesetzes zu prüfen. 


3 1 . Abgeordneter 

Dr. Ernst Dieter 
Rossmann 

(SPD) 


Bleibt die Bundesregierung bei ihrer Position, 
dass eine Anhebung der ermäßigten Mehr- 
wertsteuersätze auf Schnittblumen und Baum- 
schulprodukte einer Steuererhöhung gleichkä- 
me und sie eine solche Anhebung deshalb nicht 
vornehmen wird, oder teilt sie die Position 
des sächsischen Ministerpräsidenten Stanislaw 
Tillich (CDU) aus dem „Handelsblatt“ vom 
20. Mai 2010, wonach die Ermäßigung für 
Schnittblumen „Verschwendung“ sein könnte 
und zu überlegen sei, „warum nicht die Er- 
leichterungen für Schnittblumen [zu] knicken 
[seien]“? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 27. Mai 2010 

Die Regierungsparteien CDU, CSU und FDP haben vereinbart, das 
System und den Katalog des ermäßigten Umsatzsteuersatzes zu 
überprüfen. Die zu diesem Zweck einzusetzende Kommission wird 
ihre Arbeit voraussichtlich im Spätsommer dieses Jahres aufnehmen. 
Grundlage der Arbeit dieses Gremiums wird ein auf Veranlassung al- 
ler Fraktionen der vorherigen Legislaturperiode vom BMF vergebe- 
ner Forschungsauftrag zur Analyse und Bewertung der Strukturen 
von Mehrwertsteuer-Regelsätzen und ermäßigten Mehrwertsteuer- 
sätzen unter wirtschafts-, Finanz- und steuerpolitischen Gesichtspunk- 
ten sein. Die Ergebnisse des Gutachtens bleiben abzuwarten. 


32. Abgeordneter 
Swen 
Schulz 
(Spandau) 
(SPD) 


Treffen Berichte zu, wonach der Parlamentari- 
sche Staatssekretär beim Bundesminister der 
Finanzen Steffen Kampeter behauptet hat, die 
Stadt Potsdam wolle Flächen des Bundes am 
Griebnitzsee geschenkt bekommen, und ist der 
Bundesregierung bekannt, dass die Stadt Pots- 
dam im Gegenteil die Flächen zum gutachter- 
lich festgestellten Verkehrswert in Höhe von 
2,6 Mio. Euro erwerben möchte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 1. Juni 2010 

Nach Kenntnis der Bundesregierung möchte die Landeshauptstadt 
Potsdam die Ufergrundstücke am Griebnitzsee, die sich im Bestand 
der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (Bundesanstalt) befinden, 
zu dem im vergangenen Jahr gutachterlich ermittelten Wert von 
2,6 Mio. Euro erwerben. Diesem Angebot steht seit Herbst 2009 das 
höhere Gebot eines privaten Bieterkonsortiums gegenüber, dem die 
Bundesanstalt nach den haushaltsrechtlichen Bestimmungen Rech- 
nung tragen muss. 

Meine Äußerung zum „Verschenken“ bezog sich nicht auf den Kom- 
plex „Ufergrundstücke am Griebnitzsee“, sondern auf die von ver- 
schiedenen Seiten erhobene Forderung nach einer kostenlosen Über- 
tragung von Gewässern im Bundesbesitz auf Länder und/oder Kom- 
munen. 


33. Abgeordnete 

Judith 

Skudelny 

(FDP) 


Hat die Bundesregierung Pläne, die derzeitige 
Regelung der Absetzbarkeit der Gewerbe- 
steuer von der Einkommensteuer dahingehend 
zu ändern, dass Gewerbetreibende durch die 
Vorabzahlung der Gewerbesteuer bei niedri- 
gem oder gar keinem Einkommen nicht mehr 
unter wirtschaftlichen Nachteilen durch ihr 
Gewerbe leiden? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 27. Mai 2010 

Die Bundesregierung hat keine Pläne, die von Ihnen angesprochenen 
Änderungen der Regelung zur Steuerermäßigung bei Einkünften aus 
Gewerbebetrieb (§35 EStG) vorzunehmen. 


34. Abgeordnete 

Judith 

Skudelny 

(EDP) 


Wenn ja, welche, und wenn nein, warum nicht 
bzw. warum sieht die Regierung hier keinen 
Handlungsbedarf? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 27. Mai 2010 

Der Bundesfinanzhof (BEH) hat mit Urteil vom 23. April 2008 
(BStBl II 2009, S. 7) die Auffassung der Einanzverwaltung bestätigt, 
dass die von Ihnen angesprochenen Anrechnungsüberhänge bei der 
Steuerermäßigung nach § 35 EStG nicht in späteren Veranlagungs- 
zeiträumen zu berücksichtigen sind. Insbesondere hat der BEH hier 
keine verfassungsrechtlichen Bedenken geäußert. Der Gesetzgeber 
habe nicht gegen das Gebot der Eolgerichtigkeit verstoßen, wenn er 
die einkommensteuerliche Entlastung in § 35 EStG an die Vorausset- 
zung knüpfe, dass im Einzelfall eine kumulative Belastung aus Ein- 
kommen- und Gewerbesteuer vorhanden sein muss. 

Aus Sicht der Bundesregierung besteht daher kein Handlungsbedarf, 
§35 EStG anzupassen. Eine Änderung des § 35 EStG dahingehend, 
dass Anrechnungsüberhänge in späteren Veranlagungszeiträumen zu 
berücksichtigen wären, würde zudem eine erhebliche Verkomplizie- 
rung des Steuerrechts zur Eolge haben und zu den Bemühungen der 
Bundesregierung zur Steuervereinfachung im Widerspruch stehen. 

Des Weiteren sollte von gesetzlichen Änderungen von Vorschriften 
mit Bezug zur Gewerbesteuer abgesehen werden, bis die Ergebnisse 
der auf Grundlage des Koalitionsvertrages eingerichteten Gemeinde- 
finanzkommission vorliegen. 


35. Abgeordnete 

Judith 

Skudelny 

(EDP) 


Wie hoch beziffert die Bundesregierung das 
jährliche Steueraufkommen durch Personen 
und Unternehmen, die im o. g. Pall Gewerbe- 
steuer entrichten müssen, ohne diese von der 
Einkommensteuer absetzen zu können? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 27. Mai 2010 

Eine Bezifferung des jährlichen Steueraufkommens, welches durch 
Personen und Unternehmen entsteht, die Gewerbesteuer entrichten 
müssen, aber diese wegen fehlender Einkommensteuerbelastung 
nicht auf die Einkommensteuer nach § 35 EStG anrechnen können, 
ist mangels statistischer Daten nicht möglich. 
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Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, dass die Einkom- 
mensteuer bei gewerbetreibenden Personenunternehmern mit niedri- 
gen Gewinnen für die Anrechnung der Gewerbesteuer nach § 35 
EStG ausreicht, da Gewerbesteuer für Personenunternehmen nur 
für Gewerbeerträge oberhalb des Gewerbesteuerfreibetrags von 
24 500 Euro festgesetzt wird. Eine Anrechnung der Gewerbesteuer 
auf die Einkommensteuer dürfte in der Regel nur in solchen Eällen 
nicht bzw. nur teilweise möglich sein, bei denen die Einkommen- 
steuer durch anderweitige Verluste aus anderen Einkunftsarten - bei- 
spielsweise aus Vermietung und Verpachtung - gemindert wird. 


36. Abgeordneter 

Dr. Axel 
Troost 

(DIE EINKE.) 


Wie setzt sich der Betrag von 98,6 Mrd. Euro 
zusammen, den die Bundesregierung als zu- 
sätzliche öffentliche Verschuldung aufgrund 
der Bankenrettung bis Ende 2009 beziffert 
(vgl. Antwort der Bundesregierung zu Erage 
12 auf die Kleine Anfrage der Eraktion DIE 
EINKE. auf Bundestagsdrucksache 17/1522, 
aufgeschlüsselt nach Bund, SoEEin, Abwick- 
lungsanstalten und Eändern)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 26. Mai 2010 

Von den durch die Einanzmarktstabilisierungsmaßnahmen bis Ende 
2009 gebuchten staatlichen Schulden in Höhe von 98,6 Mrd. Euro 
entfallen rund 26,4 Mrd. Euro auf den Bund (davon rund 1,9 Mrd. 
Euro außerhalb des SoEEin) und 72,2 Mrd. Euro auf die Eänder (da- 
von rund 1,5 Mrd. Euro auf die Erste Abwicklungsanstalt). 


37. Abgeordneter Welchen dieser Anteile stehen Eorderungen 

Dr. Axel (und in welcher Höhe) gegenüber, welchen 

Troost nicht? 

(DIE EINKE.) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 26. Mai 2010 

Eür die im Rahmen der Einanzmarktstabilisierung auf den Staat 
übertragenen oder von ihm erworbenen Wertpapiere und Beteiligun- 
gen wurde ein Einanzvermögenszuwachs von 91,9 Mrd. Euro ge- 
bucht. Wegen der bis Ende 2009 defizitwirksam erfassten Verluste in 
Höhe von 5,2 Mrd. Euro beim Bund (davon 2,9 Mrd. Euro beim 
SoEEin) und in Höhe von 1,5 Mrd. Euro bei den Eändern liegt die- 
ser Vermögenszuwachs unterhalb des Schuldenanstiegs. 


38. Abgeordneter 

Josef Philip 
Winkler 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesre- 
gierung aus der am 29. Aprü 2010 vom SWR- 
Eernsehen in seiner Sendung „MARKT- 
CHECK“ berichteten grundsätzlichen Pro- 
blematik mit den immensen Heizkosten der 
Wohnungen, die die Bundesanstalt für Immo- 
bilienaufgaben auf der Pfaffendorfer Höhe in 
Koblenz als Mietwohnungen in einer Wohnan- 
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läge in ihrem Bestand hat, und wie gedenkt die 
Bundesregierung, bei den anhängigen Rechts- 
streitigkeiten zu verfahren, und welche Maß- 
nahmen plant sie, um das Problem zu behe- 
ben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 1. Juni 2010 

Eine grundsätzliche Problematik hinsichtlich immenser Heizkosten 
in den Wohnungen der Wohnanlage Pfaffendorfer Höhe in Koblenz 
ist seitens der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben nicht zu erken- 
nen. Die für alle Gebäude der Wohnsiedlung Pfaffendorfer Höhe 
ausgestellten Energiepässe weisen einen Wert im grün-gelben Be- 
reich zwischen 100 und 200 kWh/m^ aus. Daraus ist ersichtlich, dass 
die Heiz- und Energieverbräuche bezogen auf das Baujahr der Ge- 
bäude und deren derzeitigen Bauzustand nicht überhöht sind. 

Vor dem Hintergrund einer ca. 70-prozentigen Steigerung der Brenn- 
stoffkosten im Stadtgebiet Koblenz ist es allerdings zu nicht vorher- 
sehbaren Veränderungen der Betriebskosten mit der Eolge beträchtli- 
cher Nachzahlungen gekommen, die jedoch nicht die Wohnanlage 
Pfaffendorfer Höhe allein betreffen. 

Soweit Nebenkostenabrechnungen von Mietern angefochten werden, 
wird im Einzelfall die Rechtmäßigkeit geprüft. Kommt die Bundes- 
anstalt für Immobilienaufgaben zu dem Schluss, dass die Abrech- 
nung korrekt ist, wird der Nachzahlungsbetrag gegebenenfalls auch 
gerichtlich eingefordert. In verschiedenen Gerichtsverfahren wurde 
festgestellt, dass die Nebenkostenabrechnungen der Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben in der in Rede stehenden Eiegenschaft for- 
mell und materiell rechtmäßig sind. Zuletzt erfolgte dies mit Urteil 
des Amtsgerichts Koblenz, Az. 132 C 2264/08 vom 13. Oktober 
2009, und bestätigt mit Urteil des Eandgerichts Koblenz, Az. 6 S 
286/09. 

Die Versorgung der Wohnliegenschaft mit Eernwärme erfolgt über 
das von der Bundeswehr betriebene Eernheizwerk Schmittenhöhe. 
Im Hinblick auf die Prüfung von Möglichkeiten zur Steigerung der 
Effizienz des Wärmesystems und damit zur Kostenreduzierung für 
die Mieter hat sich die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben bereits 
mit der Bundeswehr in Verbindung gesetzt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


39. Abgeordneter 

Jan 

van Aken 
(DIE EINKE.) 


Den Export welcher Reizstoffe (Bezeichnung, 
chemische Eormel und ggf. Hersteller) für wel- 
che Institutionen hat die Bundesregierung im 
Jahr 2008 (siehe Bericht der Bundesregierung 
über ihre Exportpolitik für konventionelle Rüs- 
tungsgüter im Jahre 2008 - Rüstungsexport- 
bericht 2008, S. 110) nach Israel genehmigt? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach 
vom 7. Mai 2010 

In dem Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2008 sind 
zwei Ausfuhrgenehmigungen für die als „Reizstoff‘ gelistete Rein- 
substanz omega-Chloracetophenon (Synonym: Phenacylchlorid, 
Kurzzeichen: CN, CAS: 532-27-4) erteilt worden. 

Empfänger war jeweils die Niederlassung eines bekannten Laborche- 
mikalienhändlers. Dieser bietet die Chemikalie als Reinsubstanz für 
Synthesezwecke an. Das ist eine typische Verwendung der Substanz. 
Genehmigt wurden insgesamt 1,2 kg (200 g und 1 kg); diese Mengen 
sind typisch und üblich für den Einsatz im Labor. 

Eür einen Einsatz als Reizstoff wären weitere Bearbeitungsschritte 
und eine größere Menge an Chloracetophenon notwendig. Die ge- 
nehmigte Menge ist sinnvoll nur zu Laborzwecken zu verwenden. 


40. Abgeordneter 

Marco 

Bülow 

(SPD) 


Welche Annahmen hinsichtlich der Länge der 
Laufzeiten der deutschen Atomkraftwerke la- 
gen der Studie „Entwicklung der Energiemärk- 
te bis 2030 (Energieprognose 2009)“ zugrun- 
de, die das Institut für Energiewirtschaft und 
Rationelle Energieanwendung (lER) der Uni- 
versität Stuttgart, das Rheinisch-Westfälische 
Institut für Wirtschaftsforschung (RWI) und 
das Zentrum für Europäische Wirtschaftsfor- 
schung (ZEW) für das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie (BMWi) bis Ende 
März 2010 hätten erstellen sollen, und liegen 
dem BMWi inzwischen die Endergebnisse der 
Studie vor? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 1. Juni 2010 

Das BMWi hat im Sommer 2008 eine Institutsgemeinschaft (lER 
Stuttgart, ZEW Mannheim und RWI Essen) beauftragt, die aus Sicht 
der Institute wahrscheinliche Entwicklung der Energiemärkte bis 
2030 darzustellen und zu analysieren. Die Studie enthält eine Refe- 
renzprognose, die vom gesetzlich geregelten Kernenergieausstieg 
ausgeht. In zwei Varianten wird eine Verlängerung der Laufzeit der 
bestehenden Kernkraftwerke auf 40 bzw. 60 Jahre angenommen. 
Die Ergebnisse der Studie liegen dem BMWi vor. 


41. Abgeordneter 

Marco 

Bülow 

(SPD) 


Wird das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie die Studie „Entwicklung der 
Energiemärkte bis 2030 (Energieprognose 
2009)“, die dem Energiereport IV als Leitstu- 
die des BMWi nachfolgen sollte, vor der Eer- 
tigstellung der Szenarien des Energiekonzepts 
veröffentlichen, und zu welchen Ergebnissen 
kommt die Studie hinsichtlich der Stromver- 
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sorgung in Deutschland im Jahr 2030 bei der 
Beibehaltung der gesetzlich vorgegebenen 
Laufzeiten deutscher Atomkraftwerke? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 1. Juni 2010 

Das BMWi beabsichtigt, die Studie „Entwicklung der Energiemärkte 
bis 2030 (Energieprognose 2009)“ vor der Eertigstellung der Szena- 
rien des Energiekonzepts freizugeben. Nach erfolgter Ereigabe der 
Studie sollen auch die Ergebnisse der Studie mitgeteilt werden. 


42. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hält die Bundeskanzlerin ihre Aussage zum 
Verhältnis von Energieszenarien und 
Atomkraftwerkslaufzeitverlängerungen „Im 
Herbst werden diese Szenarien fertig sein. 
Und vorher kann man nicht sagen, wie lange 
die Kernenergie als Brückentechnologie noch 
notwendig ist. Deshalb sage ich auch, dass 
diese Aussagen jetzt noch nicht getroffen wer- 
den können.“ (ARD-Sendung „Bericht aus 
Berlin“, 28. Eebruar 2010) nach wie vor für 
richtig? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 3. Juni 2010 

Die Bundesregierung wird bis zum Herbst dieses Jahres ein Energie- 
konzept vorlegen, welches szenarienbezogene Eeitlinien für eine sau- 
bere, zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung formulieren 
wird. Im Rahmen des Energiekonzepts wird auch die Erage der 
Eaufzeitverlängerung für die deutschen Kernkraftwerke behandelt 
werden. 


43. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang und in welchen Bereichen 
wurde die Region Rhein-Neckar bei der Verga- 
be von EU-Mitteln aus den europäischen 
Strukturfonds jährlich seit dem Jahr 2000 bis 
heute berücksichtigt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach 
vom 31. Mai 2010 

Eür die Umsetzung des Europäischen Eonds für regionale Entwick- 
lung (EERE) sind in Deutschland weitgehend die Eänder zuständig. 
Eine Zuständigkeit des Bundes besteht für das EERE-Bundespro- 
gramm „Verkehr“, das aber lediglich eine Eörderung von überregio- 
nalen Verkehrsinfrastrukturen in den ostdeutschen Konvergenzre- 
gionen und seit 2007 auch in der Region Eüneburg vorsieht. Das 
BMWi kann daher zur Eörderung der Region Rhein-Neckar aus 
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EFRE-Mitteln nur Informationen aus den Eändern Baden-Württem- 
berg, Hessen und Rheinland-Pfalz weitergeben. 

Danach hat die Region Rhein-Neckar in der Eörderperiode 2000 bis 
2006 insgesamt 42,6 Mio. Euro EERE-Mittel erhalten. In der laufen- 
den Periode 2007 bis 2013 sind für die Region Rhein-Neckar aus 
dem EFRE bisher rund 12,4 Mio. Euro geflossen und weitere 
1 4 Mio. Euro vorgesehen. 

Die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen des Europäischen Sozial- 
fonds (ESF) werden zum Teil von den Bundesländern, zum Teil über 
den Bund durchgeführt. Die Fördermittel des Bundes werden jedoch 
in der Regel in deutschlandweiten Programmen umgesetzt, ohne 
dass eine regionale Zuordnung erfolgt. 

Ein regionalbezogener Ansatz wird im Rahmen der ESF-Eandespro- 
gramme verfolgt. Nach Informationen der ESF-Verwaltungen der 
Bundesländer Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Hessen hat 
die Region Rhein-Neckar in der Förderperiode 2000 bis 2006 
28,3 Mio. Euro und in der laufenden Periode 2007 bis 2013 bisher 
7,1 Mio. Euro ESF-Mittel erhalten. 


44. Abgeordneter 

Jan 

Körte 

(DIE FINKE.) 


Ist der Bundesregierung die Stellungnahme 
von Google bekannt (z. B. Süddeutsche Zei- 
tung, 23. April 2010), wonach andere, darun- 
ter auch deutsche Unternehmen, eine Erfas- 
sung privater WEAN-Strukturen betreiben 
oder betrieben haben, und welche deutschen 
sowie ausländischen Unternehmen haben diese 
Art Daten zu welchen Zwecken erhoben und 
verwendet? 


45. Abgeordneter 

Jan 

Körte 

(DIE FINKE.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob und seit 
wann Google erhobene Daten zur WEAN- 
Infrastruktur mit unternehmensexternen Or- 
tungsdiensten austauscht, die diese Daten als 
Basis für Ortungssysteme nutzen, und wie wer- 
den Verbraucherinnen und Verbraucher über 
diese Datenübermittlung und -nutzung infor- 
miert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach 
vom 30. April 2010 

Die Daten der WEAN-Infrastruktur werden durch die für einen geo- 
graphischen Punkt eindeutige Kombination von WEAN-Netzen für 
technische Ortungszwecke für Bereiche, in denen das satellitenge- 
stützte Global Positioning System (GPS) als Standardtechnologie 
wenig geeignet ist, genutzt. Die Erfassung der Netze erfolgt durch 
Unternehmen in unterschiedlichen Bundesländern. 

Weitere Angaben hierüber liegen der Bundesregierung nicht vor. 
Die datenschutzrechtliche Bewertung der Aktivitäten des Unterneh- 
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mens Google obliegt den Aufsichtsbehörden für den Datenschutz im 
nichtöffentlichen Bereich. 


46. Abgeordneter 
Oliver 
Krischer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Verfolgt die Bundesregierung das Ziel, dass 
für Kommunen im Ealle der Übertragung der 
Strom- und Gasverteünetze auf einen anderen 
als den bisherigen Netzbetreiber mehr Rechts- 
sicherheit durch die Änderung des Energie- 
wirtschaftsgesetzes (EnWG) geschaffen wird, 
z. B. durch die Nennung des Ertragswertes als 
Grundlage einer Entschädigung für den bishe- 
rigen Netzbetreiber in § 46 Absatz 2 EnWG, 
und wenn ja, in welcher Weise? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 3. Juni 2010 

Nein 


47. 


Abgeordneter 

Oliver 

Krischer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann wird die Bundesregierung die nach 
§12 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes 
(KWKG) vorgesehene Zwischenüberprüfung 
durch die Beauftragung geeigneter Institute 
oder Gutachterbüros einleiten, und welche 
weiteren Überlegungen gibt es in den damit 
nach § 12 KWKG befassten Ressorts der 
Bundesregierung zur Durchführung dieser 
Zwischenüberprüfung? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 3. Juni 2010 

Die Bundesregierung beginnt bereits in diesem Jahr mit den forma- 
len Vorarbeiten für die im Jahr 2011 nach dem Gesetz vorgesehene 
Zwischenüberprüfung zur Wirksamkeit des Kraft-Wärme-Kopp- 
lungsgesetzes. 

Die Zwischenüberprüfung wird gemeinsam vom Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie und dem Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit durchgeführt. 


48. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Mit welchen Eragestellungen befasst sich das 
vom Bundesministerium für Bildung und Eor- 
schung geförderte Eorschungsprojekt „Ener- 
gieeffiziente Nutzung von pyrolysierbarem 
Material als Energieträger in Kalkwerken 
(Projekt Ecoloop)“, und werden in dem Pro- 
jekt auch naturschutzfachliche Aspekte bear- 
beitet? 
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Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 3. Juni 2010 

Das im Rahmen der Energieforschung vom BMWi geförderte Pro- 
jekt „Energieeffiziente Nutzung von pyrolysierbarem Material als 
Energieträger in Kalkwerken (Projekt Ecoloop)“ befasst sich mit der 
Steigerung der Energieeffizienz beim Kalkbrennprozess. Das soll 
durch die Substitution fossiler Brennstoffe (Erdgas) durch Synthese- 
gas aus organischen Ersatzbrennstoffen erreicht werden. Schwer- 
punkte des Eorschungsvorhabens sind die analytische Bewertung, 
die technologische Auslegung und Optimierung des Pyrolyseprozes- 
ses der vorgesehenen Ersatzbrennstoffe sowie die anschließende 
verfahrenstechnische Umsetzung in einer prototypischen Demon- 
strationsanlage (Pyrolysereaktor). 

Naturschutzfachliche Aspekte gehören nicht zum Arbeitsprogramm 
des Eorschungsprojekts, werden aber in der vorgeschriebenen Um- 
weltverträglichkeitsprüfung im Rahmen des Genehmigungsverfah- 
rens für den Bau der Demonstrationsanlage berücksichtigt. 


49. Abgeordneter 

Dr. Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung das verein- 
zelte Auftreten von extrem hohen Negativprei- 
sen an der Strombörse EEX - gerade vor dem 
Hintergrund, dass die Kosten für das Vom- 
Netz-Gehen abgeschriebener Großkraftwerke 
im niedrigen zweistelligen Euro-Bereich pro 
MWh liegt? 


50. Abgeordneter 

Dr. Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Ist das Auftreten von extrem hohen Negativ- 
preisen an der Strombörse EEX (vereinzelt im 
dreistelligen Euro-Bereich pro MWh) ein Indi- 
kator für Marktversagen im deutschen Strom- 
markt - gerade vor dem Hintergrund, dass 
sich die Abschaltkosten abgeschriebener kon- 
ventioneller Kraftwerke im niedrigen zweistel- 
ligen Euro-Bereich pro MWh bewegen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 31. Mai 2010 

Die Eragen 49 und 50 werden zusammen beantwortet. 

Kurzzeitig auftretende hohe Negativpreise an der Strombörse EEX 
sind kein Indikator für Marktversagen im deutschen Strommarkt. 
Sie können u. a. entstehen, wenn die Stromnachfrage vornehmlich 
an Wochenenden oder Eeiertagen stark sinkt, dabei das Handelsvo- 
lumen infolge eingeschränkter Tätigkeiten in diesen Zeiten deutlich 
reduziert ist und gleichzeitig eine erhöhte Menge Windstrom vorran- 
gig eingespeist wird. Dazu kann weiterhin beitragen, dass die kon- 
ventionellen Kraftwerke, die am Netz sind, nicht hinreichend flexibel 
reagieren können (z. B. weil sie Regelenergie- bzw. Systemdienstleis- 
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tungen erbringen müssen) oder große Stromverbraucher ihre Abnah- 
me nicht flexibel erhöhen. 

Kraftwerksbetreiber bleiben so lange am Markt, wie ihre Grenzkos- 
ten durch den Börsenpreis abgedeckt sind. Dabei kann es für Kraft- 
werksbetreiber u. U. günstiger sein, temporär negative Strompreise 
zu akzeptieren, als das Kraftwerk ganz abzuschalten, weil die Ab- 
und Anfahrkosten eines Kraftwerks insbesondere unter Berücksichti- 
gung entgangener Stromerlöse während einer längeren Wiederan- 
fahrphase zu deutlich höheren Mindereinnahmen führen würden. 


5 1 . Abgeordneter 

Dr. Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Daten vor, die 
darauf schließen lassen, dass einzelne Markt- 
teilnehmer die Strombörse manipuliert haben, 
da sie mehrere Kraftwerke hintereinander in 
der „umgekehrten Merit-Order“ für das Ab- 
schalten von Kraftwerken betreiben und somit 
höhere Gewinne erzielen konnten, und wenn 
nein, plant die Bundesregierung, diese Mög- 
lichkeit der manipulativen Ausnutzung des 
Merit-Order-Effektes, den die EU-Kommis- 
sion schon bei positiven Börsenpreisen festge- 
stellt hat, zu untersuchen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 31. Mai 2010 

Nach einer Kurzstudie des Energiewirtschaftlichen Instituts an der 
Universität zu Köln (EWI) im Auftrag des BMWi zu Analyse und 
Ursachen der negativen Strompreise am 3./4. Oktober 2009 konnte 
keine Manipulation festgestellt werden. Unabhängig davon unter- 
sucht das Bundeskartellamt derzeit im Rahmen einer Sektoruntersu- 
chung die Märkte für Stromerzeugung und Stromgroßhandel. Dabei 
wird auch die Erage einer potentiell manipulativen Ausnutzung des 
Merit-Order-Effektes untersucht. 


52. Abgeordneter 

Dr. Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Welches Institut oder Institute wurden für das 
Monitoring der Versorgungssicherheit im Be- 
reich der leitungsgebundenen Elektrizitätsver- 
sorgung nach § 5 1 des Energiewirtschaftsgeset- 
zes (EnWG) beauftragt, und plant die Bundes- 
regierung, den entsprechenden Bericht über 
die beim Monitoring gewonnenen Erkenntnis- 
se hinsichtlich der Versorgungssicherheit im 
Stromsektor nach § 63 Absatz 1 EnWG samt 
dem zugrunde liegenden Gutachten/Monito- 
ring vor dem 31. Juli 2010 zu veröffentlichen 
(bitte Angabe des geplanten Veröffentlichungs- 
datums)? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 31. Mai 2010 

Das BMWi hat ein Konsortium bestehend aus der CONSENTEC 
Consulting für Energiewirtschaft und -technik GmbH (Aachen), dem 
Energiewirtschaftlichen Institut an der Universität zu Köln (EWI) 
und dem Institut für Elektrische Anlagen und Energiewirtschaft der 
RWTH Aachen (lAEW) mit der Erstellung eines Gutachtens zur 
Versorgungssicherheit in der Elektrizitätsversorgung beauftragt. Das 
Gutachten wird als Grundlage für den Bericht des BMWi nach § 63 
Absatz 1 EnWG dienen. Eür diesen Bericht ist noch kein genauer 
Veröffentlichungstermin fesetgelegt. 


53. Abgeordnete 
Daniela 
Wagner 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Unterstützt die Bundesregierung im EU-Minis- 
terrat den Vorschlag des EU-Energiekommis- 
sars Günther Oettinger, ungenutzte Mittel für 
Energieeffizienz aus dem EU-Wachstumspakt 
mit einem Volumen von bisher 115 Mio. Euro 
für Energieeffizienzprojekte in Städten zu nut- 
zen und so die regionale Wirtschaft zu stärken 
(bitte mit Begründung), und wie schätzt sie die 
Eorderungen des Internationalen Mieterbunds 
ein, bei der Europäischen Investitionsbank 
einen Energieeffizienzfonds für Gebäudesanie- 
rung in Städten und Gemeinden einzurichten 
und als Startkapital die oben genannten Mittel 
aus dem EU-Konjunkturpaket zu nutzen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 31. Mai 2010 

Als Teil des EU-Konjunkturprogramms hatten das Europäische Par- 
lament und der Rat im Juli 2009 die Verordnung (EG) Nr. 663/2009 
über ein Europäisches Energieprogramm zur Konjunkturbelebung 
(EEPR) beschlossen. Damit sollen insbesondere große Infrastruktu- 
ren gefördert werden, bei denen ein europäischer Mehrwert besteht 
und deren Realisierung 2010 konjunkturelle Impulse auslösen kann. 
Derzeit geht die EU-Kommission davon aus, dass nahezu die gesam- 
ten EEPR-Mittel (3,98 Mrd. Euro) 2010 gebunden werden können. 
Nach derzeitiger Einschätzung der EU-Kommission wird ein Betrag 
von etwa 115 Mio. Euro (weniger als 3 Prozent des Gesamtbetrags) 
nicht gebunden werden können. 

Die Bundesregierung betont in diesem Zusammenhang, dass der ge- 
naue Umfang der ungebundenen Mittel erst im Herbst 2010 festste- 
hen wird und eine Neuverwendung der Mittel einer Änderung der 
zugrunde liegenden Verordnung durch das Europäische Parlament 
und den Rat bedürfte. Ein konkreter Vorschlag der EU-Kommission 
zur Neuverwendung der Mittel liegt der Bundesregierung noch nicht 
vor. 

Aus Sicht der Bundesregierung besteht keine Dringlichkeit für eine 
EU-Einanzierung von Energieeffizienzprojekten in Städten, gerade 
auch im Rahmen eines EU-Konjunkturprogramms, das bereits 2010 
konjunkturelle Effekte auslösen soll. Eür die Eörderung energiespa- 
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render Maßnahmen auf lokaler Ebene sind grundsätzlich die Mit- 
gliedstaaten verantwortlich, die dies mit entsprechenden eigenen An- 
strengungen finanziell unterlegen sollten. 

Die in der Frage genannte Forderung des Internationalen Mieter- 
bundes wird in diesem Zusammenhang als ein Meinungsbeitrag ein- 
geschätzt, der auf die Stärkung - der allerdings schon bestehenden - 
Energieeffizienzaktivitäten der Europäischen Investitionsbank ab- 
zielt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


54. Abgeordnete 

Ingrid 
Remmers 
(DIE FINKE.) 


Wurde die Regelung, dass der Ermittlung der 
Erstattungsbeträge für die Eänder die im 
Sechsten Gesetz zur Änderung des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch enthaltenen Beteili- 
gungssätze des Bundes an den Kosten der Un- 
terkunft für das Jahr 2010 zugrunde gelegt 
werden sollen (siehe Antwort des Staatssekre- 
tärs im Bundesministerium für Arbeit und So- 
ziales, Gerd Hoofe, auf die Schriftliche Fra- 
ge 27 auf Bundestagsdrucksache 17/1879), mit 
den Eändern und den kommunalen Spitzen- 
verbänden abgestimmt, und wenn nein, warum 
nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ralf Brauksiepe 
vom 4. Juni 2010 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat den zu- 
ständigen Ministerien und Senatsverwaltungen der Bundesländer so- 
wie den kommunalen Spitzenverbänden mit Schreiben vom 21. De- 
zember 2009 mitgeteilt, dass der Bundesrat in seiner Sitzung am 
18. Dezember 2009 den Vermittlungsausschuss zu dem vom Deut- 
schen Bundestag am 4. Dezember 2009 verabschiedeten Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch ange- 
rufen hat. Gleichzeitig wurde den Eändern mitgeteilt, dass das 
BMAS damit einverstanden ist, dass die Eänder ab Januar 2010 im 
Vorgriff auf die ausstehende gesetzliche Regelung Erstattungsbeträ- 
ge gemäß § 46 Absatz 9 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB II) als Vorschusszahlung auf Basis der im Sechsten Gesetz zur 
Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch enthaltenen Beteili- 
gungssätze abrufen können. 


55. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE FINKE.) 


Welche Bundesgesetze und -Verordnungen 
werden durch die Bundesregierung - auch mit 
Blick auf das seit 2002 geltende Gesetz zur 
Gleichstellung behinderter Menschen (Behin- 
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dertengleichstellungsgesetz - BGG) sowie die 
seit März 2009 in Deutschland geltende UN- 
Behindertenrechtskonvention - in leichter 
Sprache, in Gebärdensprache und/oder in 
Brailleschrift zur Verfügung gestellt? 


Antwort des Staatssekretärs Andreas Storni 
vom 3. Juni 2010 

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, im Sinne einer bür- 
gerorientierten Verwaltung die Verwendung verständlicher und leich- 
ter Sprache zu fördern. Das vom Bundesministerium der Justiz he- 
rausgegebene Handbuch der Rechtsförmlichkeit enthält in seinem 
Teil B: „Allgemeine Empfehlungen für das Formulieren von Rechts- 
vorschriften“ Hinweise zur sprachlichen Gestaltung von Gesetzen 
und Rechtsverordnungen. 

Gesetze und Verordnungen können jedoch aufgrund ihres rechts- 
förmlichen Aufbaus und der juristischen Fachsprache nicht ohne 
Weiteres in leichte Sprache oder Gebärdensprache übersetzt werden. 
Vielmehr geht es darum, die Informationen zu den Inhalten von Ge- 
setzen und Verordnungen in leichter Sprache und Gebärdensprache 
zur Verfügung zu stellen. Daher und vor dem Hntergrund der UN- 
Behindertenrechtskonvention ist es das Anliegen der Bundesregie- 
rung, verstärkt Informationen auf den Webseiten der Bundesministe- 
rien und Bundesbehörden in Gebärdensprache und leichter Sprache 
bereitzustellen. Blinde und sehbehinderte Menschen können sich die 
Inhalte der Webseiten mit Hilfe von Screenreadern und Braillezeüen 
darstellen lassen. 

Zudem gibt das BMAS Informationsbroschüren zu Themen, die 
insbesondere für Menschen mit Behinderung von Bedeutung sind, in 
leichter Sprache heraus. Zum Beispiel wurden Broschüren zum 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz und zum Persönlichen Bud- 
get sowie Informationsbroschüren für Frauen mit Behinderung ver- 
öffentlicht. Informationen zur UN-Behindertenrechtskonvention lie- 
gen in leichter Sprache und Gebärdensprache ebenfalls vor. Weitere 
Informationen in leichter Sprache und Gebärdensprache finden sich 
auch auf dem barrierefreien Webportal www.einfach-teühaben.de, 
das ständig weiter ausgebaut wird. 


56. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 

Strengmann- 

Kuhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wer leitet im Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales das Referat IV c 4 „Bekämpfung 
von Altersarmut“, und mit welchem Ziel wur- 
de das Referat gegründet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ralf Brauksiepe 
vom 4. Juni 2010 


Das Referat IV c 4 wurde im BMAS zur Stärkung des politischen 
Handlungsfeldes „Bekämpfung von Altersarmut“ gebildet. 
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Eine der Kernaufgaben des Referates IV c 4 wird die Koordinierung 
von Maßnahmen zur Bekämpfung von Altersarmut innerhalb des 
BMAS und auf diesem Gebiet auch die Vertretung des BMAS auf 
nationaler und internationaler Ebene sein. Insbesondere die Koordi- 
nierung der mit dem Koalitionsvertrag (Kapitel III - Sozialer Eort- 
schritt, Abschnitt 8 - Rente, S. 84) beschlossenen Regierungskom- 
mission, die im kommenden Jahr ihre Arbeit aufnehmen soll, wird 
dabei einen der Aufgabenschwerpunkte darstellen. 

Weiterhin ist das Referat IV c 4 aber auch für Eragen der Sozialhilfe 
für Ausländerinnen und Ausländer und des Asylbewerberleistungsge- 
setzes sowie für internationale Eragen und Normen des Sozialhilfe- 
rechts und die Mitwirkung an europäischen Regelungen mit Auswir- 
kungen auf die Sozialhilfe zuständig. 

Das Verfahren zur Besetzung des Dienstpostens des Eeiters oder der 
Eeiterin des Referates IV c 4 ist derzeit noch nicht abgeschlossen. 


57. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 

Strengmann- 

Kuhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hält die Bundesregierung an dem im Koali- 
tionsvertrag niedergelegten Ziel fest, in dieser 
Eegislaturperiode ein einheitliches Rentensys- 
tem in Ost und West einzuführen? 


58. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 

Strengmann- 

Kuhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie plant die Bundesregierung die vom 
Bundesminister des Innern Dr. Thomas de 
Maiziere in Aussicht gestellte „Eösung, die Ge- 
rechtigkeit schafft“ in Bezug auf ein einheitli- 
ches Rentensystem in Ost und West in die Tat 
umzusetzen, und welche Schritte hat sie hier 
bereits unternommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ralf Brauksiepe 
vom 4. Juni 2010 

Die Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und EDP haben in ihrem 
Koalitionsvertrag vereinbart, die noch bestehenden Unterschiede bei 
der Rentenberechnung in den Rechtskreisen Ost und West zu über- 
winden und in dieser Eegislaturperiode ein einheitliches Rentensys- 
tem einzuführen. Die Aufgabe ist allerdings sehr komplex. So müs- 
sen beispielsweise die Auswirkungen auf die heute noch geltende ren- 
tenrechtliche Hochwertung der Eöhne in den neuen Eändern oder 
die unterschiedlichen Beitragsbemessungsgrenzen beachtet werden. 
Im Ergebnis sind nicht nur die Rentnerinnen und Rentner, sondern 
- je nach Ausgestaltung - auch die Versicherten und Steuerzahler in 
Ost- und Westdeutschland betroffen. 

Eine gerechte Eösung im Sinne aller Beteiligten erfordert Sorgfalt 
und Sensibilität, um die Interessen aller Beteüigten angemessen zu 
berücksichtigen und ein Ergebnis zu finden, das insgesamt akzeptiert 
werden kann. Ergebnisse dieser Prüfung liegen jedoch noch nicht 
vor und sind vor dem Hintergrund der sehr komplexen und kompli- 
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zierten Regelungsmaterie kurzfristig auch nicht zu erwarten. Aus die- 
sem Grund können Fragen, die sich auf ein konkretes Umsetzungs- 
konzept beziehen, derzeit noch nicht beantwortet werden. 


59. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 

Strengmann- 

Kuhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie kommt die Bundesregierung zu der Ein- 
schätzung, dass für eine Änderung der renten- 
rechtlichen Beurteilung von so genannten Al- 
tersübersiedlern „keine Anknüpfungspunkte“ 
bestünden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ralf Brauksiepe 
vom 4. Juni 2010 


Die Bundesregierung hat diese Frage in ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion der FDP „Rentenberechnung für Übersiedler“ 
vom 11. Juni 2007 ausführlich beantwortet (Bundestagsdrucksache 
16/5571, S. 3 f.). Insbesondere auf die in der Vorbemerkung der Bun- 
desregierung gemachten Ausführungen wird verwiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


60. Abgeordnete 

Karin 

Binder 

(DIE LINKE.) 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
des Bundesinstituts für Risikobewertung (BfR) 
zu, dass die Regelungen für krebserzeugende, 
erbgutverändernde oder fortpflanzungsgefähr- 
dende Stoffe (CMR-Stoffe) bei Lebensmittel- 
kontaktmaterialien, wonach die Freisetzung 
der verwendeten CMR-Stoffe nicht nachweis- 
bar sein darf, für alle Arten von Spielzeugma- 
terialen übernommen werden sollten (Aktuali- 
sierte Stellungnahme Nummer 051/2009 des 
BfR vom 14. Oktober 2009; Antwort bitte be- 
gründen)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Robert Kloos 
vom 27. Mai 2010 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bundesinstituts für Ri- 
sikobewertung, wonach bei Kindern die Exposition gegenüber 
CMR-Stoffen so weit wie möglich zu minimieren ist. Zur Begrün- 
dung wird auf die Antworten der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion DIE LINKE. (Bundestagsdrucksache 17/321) 
und auf die Kleine Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN zum Thema „Spielzeugsicherheit“ (Bundestagsdruck- 
sache 17/99) verwiesen. 
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6 1 . Abgeordnete 

Karin 

Binder 

(DIE LINKE.) 


Warum hat die Bundesregierung der EU-Kom- 
mission bisher keine Stellungnahme zur Ein- 
schränkung von CMR-Stoffen, insbesondere 
von einzelnen polyzyklischen aromatischen 
Kohlenwasserstoffen (PAK), in der Spielzeug- 
richtlinie 2009/48/EG vorgelegt, obwohl man 
laut Stellungnahme der Generaldirektion Un- 
ternehmen und Industrie (Ausschussdrucksa- 
che 17(9)102 vom 7. Mai 2010) seit März 2010 
auf dieses Dokument wartet, damit die EU- 
Kommission zum besseren Vorsorgeschutz für 
Kinder vor gesundheitlich gefährlichen Stoffen 
in Spielzeugen tätig werden kann? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Robert Kloos 
vom 27. Mai 2010 

Im Hinblick auf die wiederholten Eunde von polyzyklischen aromati- 
schen Kohlenwasserstoffen in verbrauchernahen Produkten (wie 
z. B. Werkzeuggriffe aus Gummi, Eahrradgriffe etc.) haben das 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
sowie das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucher schütz die nach dem Chemikaliengesetz für die Durch- 
führung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (REACH-Verord- 
nung) zuständigen Bewertungsstellen (Bundesinstitut für Risikobe- 
wertung, Umweltbundesamt, Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin) im November 2009 per Erlass gebeten, ein Be- 
schränkungsdossier für PAK in verbrauchernahen Produkten nach 
den Vorgaben des Anhangs XV der REACH-Verordnung zu erstel- 
len. Dieses Dossier soll der Europäischen Kommission im Rahmen 
einer Mitteilung der Bundesregierung mit der Bitte zur Verfügung 
gestellt werden, eine Beschränkungsmaßnahme gemäß Artikel 68 
Absatz 2 der REACH-Verordnung vorzuschlagen. Es ist ausdrück- 
lich festzuhalten, dass es sich bei diesem Dossier nicht um eine Stel- 
lungnahme der Bundesregierung zur Einschränkung von CMR-Stof- 
fen in der EU-Spielzeugrichtlinie 2009/48/EG handelt, sondern das 
Dossier auf eine Begrenzung des PAK-Gehaltes in verbraucherna- 
hen Produkten einschließlich Spielzeug abzielt. 

Die Erstellung des (rund 250-seitigen) Dossiers hat sich als sehr auf- 
wändig erwiesen, so dass sich der ursprünglich geplante Termin für 
die Eertigstellung (Ende März 2010) verzögert hat. Mittlerweile liegt 
das Dossier jedoch vor. Der Entwurf der o. g. Mitteilung der Bun- 
desregierung an die EU-Kommission befindet sich derzeit in der 
Ressortabstimmung. 

Unabhängig von der Vorlage des Dossiers wurde die Europäische 
Kommission von der Bundesregierung über diese Thematik unter- 
richtet. Ebenso liegt ihr die Stellungnahme des Bundesinstituts für 
Risikobewertung vor. 
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62. Abgeordnete 

Karin 

Binder 

(DIE LINKE.) 


Wann legt die Bundesregierung der EU-Kom- 
mission eine geeignete Stellungnahme zur 
Neubewertung bzw. Einschränkung von PAK 
und anderen CMR-Stoffen vor, und wie be- 
gründet sie die Auswahl bzw. Eingrenzung der 
darin thematisierten Schadstoffe? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Robert Kloos 
vom 27. Mai 2010 

Das in der Antwort zu Erage 61 genannte Beschränkungsdossier zu 
PAK in verbrauchernahen Produkten wird der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften im Rahmen einer Mitteilung der Bun- 
desregierung übermittelt werden, sobald die Ressortabstimmung ab- 
geschlossen ist. Die Auswahl der darin thematisierten Stoffe ergibt 
sich aus der in der Antwort zu Erage 61 dargestellten Zielrichtung 
des Dossiers. 


63. Abgeordnete 

Karin 

Binder 

(DIE LINKE.) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Auffas- 
sung von Spielzeugherstellern, dass eine Ver- 
schärfung bzw. Einschränkung der Grenzwer- 
te von einzelnen PAK und anderen CMR-Stof- 
fen Spielzeugprodukte nicht sicherer machen 
würden (Ausschussdrucksache 17(9)103 vom 
12. Mai 2010)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Robert Kloos 
vom 27. Mai 2010 

Die Bundesregierung bewertet nicht die Auffassung einzelner Spiel- 
zeughersteller. Was konkret die PAK anbelangt, ist in der zitierten 
Auschussdrucksache 17(9)103 von dem genannten Spielzeugherstel- 
ler bekundet worden, bereits heute alle Eertigprodukte auf der 
Grundlage der PAK-Grenzwerte für die Vergabe des GS-Zeichens 
überprüfen zu lassen. Hiermit geht eine Stärkung der Sicherheit von 
Spielzeugprodukten einher. Des Weiteren wird auf die Antworten zu 
den Prägen 60 bis 62 verwiesen. 


64. Abgeordnete 

Elvira 

Drobinski-Weiß 

(SPD) 


Ist es richtig, dass das Bundesministerium der 
Pinanzen (BMP) den Entwurf für ein Gesetz 
zur Stärkung des Anlegerschutzes und Verbes- 
serung der Punktionsfähigkeit des Kapital- 
markts erst am 29. April 2010 gegen 18 Uhr 
an das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(BMELV) mit der Bitte übersandt hat, einer 
Versendung an 41 Verbände, Länder und 
Institutionen bis zum 30. April 2010, 12 Uhr 
zuzustimmen? 
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65. Abgeordnete 

Elvira 

Drobinski-Weiß 

(SPD) 


Inwiefern war das BMELV vorher an der Aus- 
arbeitung des oben genannten Gesetzentwurfs 
(vgl. hierzu § 45 Absatz 1 der Gemeinsamen 
Geschäftsordnung der Bundesministerien 
(GGO)) beteiligt, und welche weiteren Schritte 
plant das BMELV im Rahmen seiner „Quali- 
tätsoffensive Verbraucherfinanzen“? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Robert Kloos 
vom 27. Mai 2010 

Im Vorfeld der Versendung des Diskussionsentwurfs des BME an 
die Länder und betroffenen Verbände fand zwischen dem BME und 
dem BMELV ein Meinungsaustausch über die erforderlichen gesetz- 
lichen Maßnahmen zur Stärkung des Anlegerschutzes statt, der Ge- 
spräche und den Austausch von Dokumenten umfasste. Über die 
Einzelheiten des regierungsinternen Abstimmungsprozesses äußert 
sich die Bundesregierung nicht. Die Stellungnahmen der Länder und 
Verbände werden nunmehr ausgewertet, und der regierungsinterne 
Abstimmungsprozess wird in diesem Lichte fortgesetzt. 


66. Abgeordnete 

Elvira 

Drobinski-Weiß 

(SPD) 


Wie lässt sich nach Auffassung der Bundesre- 
gierung die dpa-Meldung vom 6. Mai 2010 
„Aigner wül einen bundesweit einheitlichen 
Standard für ,Beipackzettel‘ per Gesetz einfüh- 
ren“ mit folgender Eormulierung aus dem ge- 
nannten Entwurf des BME zu den sog. Bei- 
packzetteln für Einanzprodukte vereinbaren: 
„Die Bundesanstalt für Einanzdienstleistungs- 
aufsicht kann dann in einem angemessenen 
Zeitraum nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
die von den unterschiedlichen Instituten einge- 
setzten Informationsblätter auf ihre Vergleich- 
barkeit hin überprüfen. Sollten sich hierbei 
Defizite ergeben, kann eine konkretere Eest- 
legung der Vorgaben an Eormat und Inhalt im 
Verordnungswege erfolgen.“ 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Robert Kloos 
vom 27. Mai 2010 

Der Diskussionsentwurf des BME setzt insofern einen einheitlichen 
Standard, als er den Inhalt der Informationsblätter dahingehend fest- 
legt, dass sie die wesentlichen Informationen über das jeweilige Ei- 
nanzinstrument im Hinblick auf 

1 . die Art des Einanzinstruments, 

2. seine Eunktionsweise, 

3. die damit verbundenen Risiken, 
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4. die Aussichten für die Kapitalrückzahlung und Erträge unter ver- 
schiedenen Marktbedingungen und 

5. alle mit der Anlage verbundenen Kosten 

enthalten müssen. Es ist allerdings zutreffend, dass sich nach entspre- 
chender Prüfung der künftigen Praxis durch die Bundesanstalt für 
Einanzdienstleistungsaufsicht ein weiterer Konkretisierungsbedarf 
ergeben kann. 


67. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Gründen hat sich die Bundesre- 
gierung bei der Abstimmung über die EU-Tier- 
versuchsrichtlinie (Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates zum Schutz der für 
wissenschaftliche Zwecke verwendeten Tiere) 
am 11. Mai 2010 im Rat für allgemeine Ange- 
legenheiten der Europäischen Union enthal- 
ten, und macht sie verfassungsrechtliche Be- 
denken gegen den Richtlinienentwurf geltend? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 31. Mai 2010 

Innerhalb der Bundesregierung bestehen zu einzelnen Inhalten des 
Richtlinienentwurfs unterschiedliche Auffassungen. Dabei geht es im 
Wesentlichen um Prägen der Abwägung zwischen den verfassungs- 
rechtlich geschützten Gütern der Porschungsfreiheit, des Gesund- 
heits- und des Tierschutzes. Die unterschiedlichen Auffassungen 
mündeten in eine Stimmenthaltung Deutschlands im Rat am 1 1 . Mai 
2010 . 


68. Abgeordneter 

Friedrich 

Ostendorff 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie steht die Bundesregierung zur Behaup- 
tung des Bundesverbandes Praktizierender 
Tierärzte, Verstöße gegen Tierschutzbestim- 
mungen in Schlachthöfen können nur mit einer 
deutlichen Aufstockung des tierärztlichen Per- 
sonals behoben werden, und sieht die Bundes- 
regierung hier Handlungsbedarf? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 7. Mai 2010 

Der Vollzug tiertschutzrechtlicher Vorschriften obliegt gemäß § 15 
des Tierschutzgesetzes den nach Eandesrecht zuständigen Behörden. 
Der Bundesregierung liegen keine Informationen über die für die 
Überwachung der Einhaltung tierschutzrechtlicher Vorschriften in 
Schlachtbetrieben zur Verfügung stehende tierärztliche Personalaus- 
stattung vor. 
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69. Abgeordneter 
Friedrich 
Ostendorff 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist es richtig, dass künftig durch die Verord- 
nung (EG) Nr. 854/2004 (sog. EU-Hygienepa- 
ket) die bisherige intensive Untersuchung des 
einzelnen Schlachtkörpers durch amtliche Tier- 
ärzte zukünftig durch eine „visuelle Eleischun- 
tersuchung“, also durch Sichtkontrolle, ersetzt 
werden kann, und wenn ja, wie steht die Bun- 
desregierung hierzu? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 7. Mai 2010 

Die Bundesregierung hält die seit dem 1. Januar 2006 mögliche 
Eleischuntersuchung durch Besichtigung bei Mastschweinen, die seit 
dem Absetzen in kontrollierter Haltung in integrierten Produktions- 
systemen gehalten werden, für einen wichtigen Beitrag zur Einfüh- 
rung einer risikobasierten Überwachung mit dem Ziel einer weiteren 
Verbesserung der Eebensmittelsicherheit. An die Stelle des Durchtas- 
tens oder Anschneidens bestimmter Organe mit dem Risiko der 
Kreuzkontamination des Eleisches mit etwaigen nicht festgestellten 
Krankheitserregern tritt, sofern sich die zuständige Behörde zum 
Beispiel auf der Grundlage epidemiologischer Daten für die Eleisch- 
untersuchung durch Besichtigung entscheidet, eine regelmäßige sero- 
logische und/oder mikrobiologische Überwachung. Diese Überwa- 
chung erfasst Risiken für die Eebensmittelsicherheit, die bei den 
Masttieren bestehen und auf der Ebene des Herkunftsbetriebes rele- 
vant sind. 


70. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE EINKE.) 


Unter welchen Voraussetzungen kann ein ge- 
häuftes Auftreten von Krankheiten (z. B. Au- 
toimmunerkrankungen) infolge eines hohen 
Inzuchtkoeffizienten bei einer Hunderasse un- 
ter das Verbot von Qualzucht nach § 1 Ib des 
Tierschutzgesetzes fallen, und unter welchen 
Bedingungen kann ein Zuchtversuch (Einkreu- 
zung ausgewählter geeigneter Rassen unter 
wissenschaftlicher Begleitung) zwingend 
durchgesetzt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 2. Juni 2010 

Die Voraussetzungen für ein Zuchtverbot sind in § 1 Ib des Tier- 
schutzgesetzes (TierSchG) geregelt. Der Vollzug des Gesetzes obliegt 
den nach Eandesrecht zuständigen Behörden. Diese entscheiden im 
Einzelfall, ob die Voraussetzungen erfüllt sind und treffen die erfor- 
derlichen Maßnahmen. Bei der Auslegung des § 11b TierSchG 
können sich die zuständigen Behörden auf das „Gutachten zur Aus- 
legung von § 11b des Tierschutzgesetzes“ des Bundesministeriums 
für Ernährung, Eandwirtschaft und Verbraucherschutz stützen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung 


71. 


Abgeordneter 

Alexander 

Bonde 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Zu welchen Zahlungen ist die Bundesrepublik 
Deutschland für Entwicklung und Beschaffung 
des Raketenabwehrsystems TEVS/MEADS in 
den Jahren 2011 und folgende nach heutiger 
Vertragslage verpflichtet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christian Schmidt 
vom 2. Juni 2010 

Die derzeitigen vertraglichen Restverpflichtungen für den deutschen 
Anteil am internationalen Entwicklungsprogramm sowie für ergän- 
zende nationale Anteile zur Entwicklung von TEVS/MEADS ein- 
schließlich des Zweitflugkörpers IRIS-T SE belaufen sich bei Kapi- 
tel 1420 Titel 551 11, Wehrtechnische Entwicklung und Erprobung, 
für den Zeitraum ab 20 1 1 auf: 

- in Mio. € - 


Gesamt 

2011 

2012 

2013 

293,6 

209,8 

77,0 

6,8 


Der deutsche Anteil an den Gesamtkosten für die internationale Ent- 
wicklung würde bei einer Beauftragung der zweiten Stufe der Re- 
strukturierung des Entwicklungsprogramms um ca. 246 Mio. Euro 
steigen. Hierzu wurde bislang keine Verpflichtung eingegangen. 


72. 


Abgeordneter 

Alexander 

Bonde 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche konkreten Schritte müssen Bundesre- 
gierung und Bundestag unternehmen, um die 
Zahlungsverpflichtungen für das Raketenab- 
wehrsystem TEVS/MEADS um bis zu 5 Mrd. 
Euro zu reduzieren, wie von Abgeordneten 
der Eraktion der EDP gefordert wird (z. B. 
ETDvom 19. April 2010)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christian Schmidt 
vom 2. Juni 2010 

Deutschland hat sich zu einer Beschaffung von TEVS/MEADS nicht 
vertraglich verpflichtet; es bestehen somit keine Zahlungsverpflich- 
tungen. Die Beschaffung von TEVS/MEADS ist weder im Haushalt 
2010 (43. Einanzplan) veranschlagt noch zum Haushalt 2011 (44. Ei- 
nanzplan) angemeldet. Vor diesem Hintergrund bleibt für eine 
Reduzierung von Zahlungsverpflichtungen in Höhe von bis zu 
5 Mrd. Euro kein Raum. 
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73. Abgeordnete 

Inge 

Höger 

(DIE LINKE.) 


Gibt es hinsichtlich Militärischer Ausbildungs- 
hilfen (MAH), wie sie die Bundesrepublik 
Deutschland beispielsweise auch Guinea nach 
dem Putsch weiter gewährt hat und durch die 
nach Angaben des Bundesministeriums der 
Verteidigung „mittel- bis langfristig positive 
Multiplikatoren in den unterstützten Staaten 
gewonnen werden, über die demokratische 
Wertevorstellungen Eingang in die jeweiligen 
Streitkräfte finden“, Monitoringprozesse und 
Bewertungsverfahren zur Abschätzung von Er- 
folg oder Misserfolg beim Erlangen des Zieles 
des Eingangs solcher demokratischer Werte- 
vorstellungen in den jeweiligen Streitkräften, 
und wie sehen diese aus? 


74. Abgeordnete 

Inge 

Höger 

(DIE LINKE.) 


Welches spezifische deutsche Interesse an der 
Stabilität des Staates bzw. der Region legte 
bzw. legt die Bundesregierung der Gewährung 
der MAH für Guinea seit 1965 bis zum Putsch 
im Jahr 2008 zu Grunde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christian Schmidt 
vom II. Mai 2010 

Die Bundesregierung hat ein generelles Interesse an Stabilität, insbe- 
sondere in den Ländern, mit denen politische und militärpolitische 
Beziehungen gepflegt werden. Nach der Unabhängigkeit einer Viel- 
zahl westafrikanischer Staaten im Zeitraum von 1957 bis 1961, u. a. 
Guineas, lag es im deutschen Interesse, die „jungen“ Staaten nicht 
nur durch allgemeine Entwicklungszusammenarbeit zu stärken, son- 
dern ihnen auch in anderen Bereichen eine eigenständige Entwick- 
lung zu ermöglichen. In der jüngeren Vergangenheit, die von Bürger- 
kriegen und instabilen Verhältnissen in der unmittelbaren Nachbar- 
schaft Guineas geprägt war, lag es im Interesse der Bundesregierung, 
einen Beitrag zur Stabilisierung Guineas zu leisten. 

Militärische Ausbildungshilfe hat sich dabei als sinnvolles Instrument 
erwiesen, um die Eigenverantwortung der Staaten, auch im Zuge der 
regionalen Zusammenarbeit, zu stärken. Die Wirkung der MAH ent- 
faltet sich erst mittel- bis langfristig. Die Sichtbarkeit ist von vielen 
Aspekten abhängig. Dazu gehören u. a. die unterschiedlichen politi- 
schen und militärischen Strukturen der jeweiligen Empfängerländer 
sowie der Umfang der gewährten MAH. Aufgrund dessen gestaltet 
sich die Situation für jedes Land anders. Die Anwendung allgemein- 
gültiger Monitoringprozesse oder Bewertungsverfahren ist deshalb 
nicht zielführend. Eortlaufend werden jedoch Erkenntnisse hinsicht- 
lich Wirkung, individueller Ausbildungserfolge, Bedarf der Empfän- 
gerländer gewonnen, beispielsweise durch die Berichterstattung von 
Verteidigungsattaches. Diese Erkenntnisse sowie die politische Ent- 
wicklung der jeweiligen Länder fließen in die Entscheidung zur jähr- 
lichen Schwerpunktsetzung für MAH ein. 
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75. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich die Anzahl der Starts und Lan- 
dungen, getrennt nach Hubschraubern und 
Flugzeugen, auf dem US-Flugplatz Coleman 
Airfield in Mannheim-Sandhofen in der Zeit 
vom 1. Januar 2004 bis jetzt entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 31. Mai 2010 

In einer durch das Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) er- 
betenen Stellungnahme stellte das Hauptquartier der US-Armee in 
Heidelberg folgende Zahlen zur Verfügung: 


Jahr 

Anzahl Flugbewegungen 

Bemerkungen 

2004 

1640 

Keine kompletten Daten mehr vorhanden 

2005 

4515 

Keine kompletten Daten mehr vorhanden 

2006 

8 479 


2007 

7 808 


2008 

7 639 


2009 

7480 


2010 

3180 

Stand einschließlich April 2010 


Aufgrund von Umstellungen in der Datenverarbeitung liegen die 
Zahlen für die Jahre 2004 und 2005 nicht mehr komplett vor. Ebenso 
ist eine Differenzierung zwischen Hubschraubern und Flächenflug- 
zeugen aus den vorliegenden Aufzeichnungen nicht möglich. Weiter- 
reichende Informationen liegen dem BMVg nicht vor. 


76. Abgeordnete 

Kirsten 

Lühmann 

(SPD) 


Wie viele Hubschrauber des Typs NH90 ste- 
hen derzeit abholbereit beim Hersteller Euro- 
copter und müssen nur noch durch die Bundes- 
wehrprüfer abgenommen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christian Schmidt 
vom 2. Juni 2010 

Die Auslieferung des Hubschraubers NH90 erfolgt entgegen der ver- 
traglichen Regelung stark verzögert. Ursprünglich hätten bis Ende 
2009 43 Hubschrauber NH90 in der so genannten Serienkonfigura- 
tion ausgeliefert werden müssen. Da der Hubschrauber in dieser 
Konfiguration bisher nicht hergestellt werden konnte, hat sich 
Deutschland mit der Übernahme von 16 Hubschraubern in einer so 
genannten Vor Serienkonfiguration als Übergangslösung einverstan- 
den erklärt. Im Rahmen der entsprechenden Vereinbarung wurden 
bisher 14 NH90 ausgeliefert. Die noch ausstehenden beiden Hub- 
schrauber sollen laut Vereinbarung bis August 2010 abgenommen 
werden. 
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77. Abgeordnete 

Kirsten 

Lühmann 

(SPD) 


Wenn es durch fehlendes Personal bei der 
Bundeswehr zur Verzögerung bei der Ausliefe- 
rung von Hubschraubern des Typs NH90 
kommt, wie will das Bundesministerium der 
Verteidigung die Auslieferung beschleunigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christian Schmidt 
vom 2. Juni 2010 

Der erste Hubschrauber in der vertragskonformen Endkonllguration 
wird voraussichtlich ab 2012 geliefert werden können. Von einer Ver- 
zögerung der Auslieferung durch fehlendes Personal bei der Bundes- 
wehr kann also keine Rede sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


78. Abgeordnete 

Katja 

Dörner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Warum antwortet die Bundesregierung auf 
meine Schriftlichen Eragen 63 bis 65 auf 
Bundestagsdrucksache 17/1535 am 15. März 
2010, Angaben zu den zusätzlichen Kosten 
des Elterngeldes seien nicht möglich, wenn ein 
Sprecher des Bundesministeriums der Einan- 
zen bestätigte, dass ein „Schreiben auf Each- 
ebene“ versandt wurde, worin die Beamten 
des Bundesministers der Einanzen Dr. Wolf- 
gang Schäuble nach einem Bericht des Nach- 
richtenmagazins „DER SPIEGEE“ (SPIE- 
GEE ONEINE vom 1. April 2010) vor allem 
die Kosten der neuen Elterngeldregeln von 
mehr als 250 Mio. Euro beanstanden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 15. April 2010 

Belastbare Angaben der Bundesregierung zu Kosten sind erst nach 
Pestlegung der Einzelheiten einer geplanten Gesetzesänderung und 
Abstimmung zu den Wirkungen möglich. 


79. Abgeordnete 

Katja 

Dörner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann genau hat das Bundesministerium für 
Pamilie, Senioren, Prauen und Jugend 
(BMPSPJ) die für die geplante Reform des El- 
terngeldes kalkulierten Kosten dem Bundesmi- 
nisterium der Einanzen (BMP) gemeldet? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 15. April 2010 

Das BMFSFJ hat die von ihm geplanten gesetzlichen Änderungen 
und die dazu geschätzten Kosten dem BMF am 24. März 2010 durch 
Einleitung der Ressortabstimmung mitgeteilt. 


80. Abgeordnete 

Katja 

Dörner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Was versteht die Bundesregierung allgemein 
im Zusammenhang mit dem Ausbau der Kin- 
derbetreuung für Kinder ab dem vollendenten 
1. Lebensjahr unter den in ihrer Antwort auf 
die Kleine Anfrage der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN (Bundestagsdrucksa- 
che 17/1472) genannten „geeigneten Maßnah- 
men“, durch die die Länder dafür Sorge tra- 
gen, dass die vom Bund zur Verfügung gestell- 
ten Mittel auch tatsächlich und zusätzlich den 
Kommunen und Trägern zur Verfügung ge- 
stellt werden, und um welche „geeigneten 
Maßnahmen“ handelt es sich in den Bundes- 
ländern konkret (bitte auflisten nach Bundes- 
land und nach den finanziellen Mitteln, die 
den Ländern durch Zahlungen aus dem Son- 
dervermögen „Kinderbetreuungsausbau“ und 
durch die Umverteüung der Umsatzsteuer- 
punkte zur Verfügung gestellt werden)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 3. Mai 2010 

Die Länder führen den Ausbau der Betreuung für Kinder unter drei 
Jahren gemäß den verfassungsrechtlichen Vorgaben als eigene Ange- 
legenheiten aus. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe zum Betreuungs- 
ausbau hat sich am 28. August 2007 darauf geeinigt, dass der Bund 
den Ausbau der Betreuungsangebote bis 2013 mit insgesamt 4 Mrd. 
Euro für Investitions- und Betriebskosten und ab 2014 dann mit jähr- 
lich 770 Mio. Euro für zusätzliche Betriebskosten unterstützt. 

Wörtlich heißt es hierzu: „Die Länder werden durch geeignete Maß- 
nahmen dafür Sorge tragen, dass die vom Bund zur Verfügung ge- 
stellten Mittel auch tatsächlich und zusätzlich den Kommunen und 
Trägern zur Verfügung gestellt werden. Die Länder werden ebenfalls 
finanzielle Voraussetzungen dafür schaffen, dass die vereinbarten 
Ziele erreicht werden.“ 

Für die Finanzhilfen des Bundes für Investitionen wird das Nähere 
durch Artikel 104b des Grundgesetzes, das Kinderbetreuungsfman- 
zierungsgesetz und die Verwaltungsvereinbarung Investitionspro- 
gramm „Kinderbetreuungsfmanzierung“ 2008-2013 geregelt. Nach 
Artikel 4 Absatz 1 der Verwaltungsvereinbarung obliegt den Län- 
dern die Regelung und Durchführung des Verfahrens zur Verwen- 
dung der Finanzhilfen. 
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Die Unterstützung des Bundes für zusätzlich entstehende Betriebs- 
kosten erfolgt im Wege einer zugunsten der Länder geänderten Um- 
satzsteuerverteilung nach § 1 des Finanzausgleichsgesetzes. Die Län- 
der erhalten so verlässlich und dauerhaft zusätzliche Haushaltsmittel, 
die als Steuereinnahmen in ihren allgemeinen Haushalt einfließen. 
Die genannte Vereinbarung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zum 
Betreuungsausbau dient dazu, den zweckgerechten Einsatz dieser 
Mittel durch die Länder in eigener Verantwortung sicherzustellen. 

Eine darüber hinausgehende Auflistung ist der Bundesregierung vor 
diesem Hintergrund nicht möglich. 


8 1 . Abgeordneter 

Kai 

Gehring 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf welchen Grundlagen beruht die von der 
Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend anlässlich der Vorstellung 
des Entwurfs für „Wehrrechtliche Änderungen 
2010“ geäußerte Ansicht, dass von einer optio- 
nalen Verlängerung des Zivildienstes rund ein 
Drittel der Zivildienstleistenden Gebrauch 
machen würden, und womit erklärt sich die 
Bundesregierung auch mit Blick auf die diesbe- 
züglichen Haushaltsplanungen die deutliche 
Differenz dieser Aussage zu den Einschätzun- 
gen verschiedener Zivildienstträger, nach 
denen rund zwei Drittel der Dienstleistenden 
ihren Dienst verlängern wollen würden (vgl. 
u. a. dpa-Meldung vom 27. April 2010 zum Be- 
such der Bundeskanzlerin in Bethel und TNS- 
Infratest-Umfrage im Auftrag des DPWV 
Schleswig-Holstein vom März 2010)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 7. Mai 2010 

Wie ich in der Antwort der Bundesregierung vom 4. Februar 2010 
auf die Schriftliche Frage 86 des Abgeordneten Sönke Rix auf Bun- 
destagsdrucksache 17/941 bereits ausgeführt habe, handelt es sich 
bei den genannten Zahlen zum erwarteten Umfang der künftigen In- 
anspruchnahme eines optionalen freiwilligen zusätzlichen Zivüdiens- 
tes um begründete Prognosen zur Vorbereitung eines Gesetzent- 
wurfs der Bundesregierung. 

Die Ergebnisse der vom Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband 
in Auftrag gegebenen TNS-Umfrage und andere ähnliche Erhebun- 
gen, die ein sehr großes Interesse der Zivildienstleistenden an einem 
solchen insbesondere sozialversicherungsrechtlich gesicherten recht- 
lichen Rahmen belegen, stehen nicht im Widerspruch zur Einschät- 
zung der Bundesregierung. 

Nach der TNS-Befragung haben rund 71 Prozent der 116 Zivil- 
dienstleistenden ihr Interesse an einer Verlängerung bekundet. Die 
Anzahl der Interessenten ist jedoch nicht mit der Anzahl der Zivil- 
dienstpflichtigen gleichzusetzen, die sich dann tatsächlich für einen 
freiwilligen zusätzlichen Zivildienst entscheiden. Maßgeblich für die- 



Drucksache 17/1918 


-42- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


se Entscheidung sind jeweils die persönliche Situation des Zivil- 
dienstpflichtigen und das Angebot der jeweiligen Zivildienststelle. 


82. Abgeordnete 

Annette 

Groth 

(DIE EINKE.) 


Wie sehen gegebenenfalls die genauen zeitli- 
chen Planungsschritte der Bundesregierung 
aus, die Europaratskonvention zur Bekämp- 
fung des Menschenhandels (ETS Nr. 197) vom 
16. Mai 2005 in dieser Eegislaturperiode dem 
Deutschen Bundestag zur Ratifizierung vorzu- 
legen, und wenn es diese Planung nicht gibt, 
welche Hindernisse technischer oder inhalt- 
licher Art, beispielsweise die Notwendigkeit 
von Gesetzesänderungen bei der Umsetzung 
der Konvention, bestehen aus Sicht der Bun- 
desregierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 29. April 2010 

Die Bundesregierung arbeitet planmäßig daran, die letzte Ressortab- 
stimmung für das erforderliche Vertragsgesetz nebst Denkschrift 
noch vor der Sommerpause abzuschließen, damit nach entsprechen- 
der Kabinettentscheidung der Entwurf des Gesetzes Bundestag und 
Bundesrat zugeleitet wird. 


83. Abgeordnete 

Garen 

Marks 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Kritik 
an dem von ihr unterstützten Softwarepro- 
gramm „Eogib-D“ zum Abbau von Entgeltun- 
gleichheit zwischen Männern und Erauen als 
nicht zielführendes Instrument, da die Beteili- 
gung freiwillig ist und keine Konsequenzen bei 
weiteren Verstößen gegen die Entgeltungleich- 
heit drohen, und warum will das Bundesminis- 
terium für Eamilie, Senioren, Erauen und Ju- 
gend im Gegensatz zur Schweiz, aus der das 
Vorbild zu diesem Instrument stammt und in 
der bereits seit 1996 ein Gleichstellungsgesetz 
in Kraft ist, nicht ebenfalls eine gesetzliche 
Grundlage schaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 7. April 2010 

„Eogib-D“ ist ein Angebot der Bundesregierung, mit dem die Perso- 
nalverantwortlichen im Betrieb mögliche Entgeltunterschiede zwi- 
schen Männern und Erauen identifizieren können. Die eingetragene 
Marke „Eogib-D“ steht für „Eohngleichheit im Betrieb - Deutsch- 
land“. „Eogib-D“ ist durch Pilotunternehmen getestet. Die ersten Er- 
fahrungen zeigen, dass die Kritik, das Instrument sei nicht zielfüh- 
rend, nicht begründet ist. 
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„Logib-D“ hilft Personalentscheidern insbesondere, Ursachen des 
Gender Pay Gap auf betrieblicher Ebene zu erkennen und betriebli- 
che Lösungen für faire Bezahlung zu entwickeln. 

Faire Bezahlung lohnt sich für die Beschäftigten und das Unterneh- 
men. Sie steigert die Arbeitszufriedenheit und Motivation, schafft 
Wettbewerbsvorteile für die Unternehmen bei der Bindung und Ge- 
winnung von qualifiziertem Personal. 

In Deutschland ist Logib nicht mit dem Vergaberecht verknüpft wie 
in der Schweiz. Einen Anreiz, „Logib-D“ zu nutzen und Lösungswe- 
ge für faire Bezahlung zu suchen, schafft die Bundesregierung durch 
das Angebot eines eigenen Beratungspaketes für „Logib-D“ nutzen- 
de Unternehmen: 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
bietet im Rahmen der beratungsgestützten Einführung von „Logib- 
D“ 200 interessierten Unternehmen in den Jahren 2010 bis 2012 eine 
kostenlose standardisierte Vergütungsberatung auf Basis von „Lo- 
gib-D“ an. Die Beratungsleistung umfasst neben einem detaillierten 
Abschlussbericht auch konkrete Hilfestellungen im Rahmen eines be- 
triebsinternen Workshops. 


84. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung das jüngst 

Garen vorgestellte Prüfinstrument zum Erkennen 

Marks einer Ungleichbehandlung beim Arbeitsentgelt 

(SPD) „Entgeltgleichheits-Check“ (eg-check), welches 

im Gegensatz zu „Logib-D“ z. B. diskriminie- 
rende Arbeitsbewertungen berücksichtigt, und 
wie wird das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend die Erkenntnisse 
aus diesem Prüfinstrument verwerten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 7. April 2010 

Die beiden Instrumente „Logib-D“ und „eg-check“ haben unter- 
schiedliche Funktionen und Zielgruppen. Die Bundesregierung setzt 
auf die erfolgreiche Initiierung von betrieblichen Change-Prozessen 
durch die Nutzung von „Logib-D“ und die kostenlose „Logib-D“-Be- 
ratung. 


85. Abgeordnete Inwieweit ist mit dem von der Bundesregie- 

Caren rung geplanten Gesetzentwurf zur Weiterent- 

Marks wicklung des Elterngeldes und insbesondere 

(SPD) zur Aufstockung der Partnermonate zu rech- 

nen, und wann ist in diesem Zusammenhang 
mit der Beilegung des entsprechenden Kon- 
flikts über die Bereitstellung von Haushaltsmit- 
teln zwischen dem Bundesministerium für Fa- 
milie, Senioren, Frauen und Jugend und dem 
Bundesministerium der Finanzen zu rechnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 19. April 2010 

Ein Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung des Elterngeldes wird zur- 
zeit innerhalb der Bundesregierung abgestimmt. In diesem Rahmen 
wird auch über die Bereitstellung von Haushaltsmitteln für das El- 
terngeld entschieden. 


86. Abgeordnete 

Garen 

Marks 

(SPD) 


Beabsichtigt das Bundesministerium für Eami- 
lie, Senioren, Erauen und Jugend, die öffent- 
liche Eörderung aus Bundesmitteln der 500 
Mehrgenerationenhäuser über den Zeitraum 
von fünf Jahren hinaus fortzuführen, oder 
plant sie, anderweitig das Eortbestehen der 
Mehrgenerationenhäuser finanziell abzusi- 
chern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 5. Mai 2010 

Der Bund hat für Projekte auf lokaler Ebene keine dauerhafte Eör- 
derkompetenz, er kann hier neue Ideen modellhaft erproben und 
neue Entwicklungen anstoßen - wie es gerade mit dem Aktionspro- 
gramm „Mehrgenerationenhäuser“ geschieht. 

Eine unveränderte Weiterfinanzierung der Mehrgenerationenhäuser 
durch den Bund nach Ablauf der fünfjährigen Eörderung ist nicht 
möglich. Dies würde praktisch auf eine Dauerförderung hinauslau- 
fen, was haushaltsrechtlich nicht zulässig wäre. Die Bundesregierung 
hat die Nachhaltigkeit der Mehrgenerationenhäuser seit Beginn des 
Aktionsprogramms im Blick. Den Mehrgenerationenhäusern wird 
ein umfangreiches Paket an Unterstützung zuteil. Die Entwicklung 
der Mehrgenerationenhäuser setzt auf hochwertige Arbeit und deren 
gezielte Kommunikation und Vernetzung vor Ort, das heißt zum Bei- 
spiel enge Kooperation mit den kommunalen Strukturen und regio- 
nalen Unternehmen und der regionalen Wirtschaft. 

Darüber hinaus wurde im BMESEJ eine Arbeitsgruppe eingerichtet, 
die sich mit der Weiterentwicklung des Konzepts der Mehrgeneratio- 
nenhäuser als Teil der lokalen Infrastruktur beschäftigt. Erste Ergeb- 
nisse dazu werden im Sommer dieses Jahres vorliegen. 


87. Abgeordnete 

Aydan 

Özoguz 

(SPD) 


Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesre- 
gierung aus der aktuellen Gebührenerhöhung 
an Hamburger Kindertagesstätten durch den 
Senat der Ereien und Hansestadt Hamburg im 
Hinblick auf das erklärte Ziel einer besseren 
Vereinbarkeit von Eamilie und Beruf, und 
sieht die Bundesregierung die Gefahr, dass 
weitere Kommunen aufgrund angespannter 
Haushaltstage diesem Beispiel folgen werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 3. Mai 2010 

Die Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit gehört zu den 
prioritären familienpolitischen Zielen der Bundesregierung. In die- 
sem Zusammenhang spielt der Ausbau der Kinderbetreuung eine he- 
rausragende Rolle. Bund, Länder und Kommunen haben vereinbart, 
bis zum Jahr 2013 für bundesweit im Durchschnitt 35 Prozent der 
unter dreijährigen Kinder Betreuungsangebote zu schaffen. Mit dem 
Kinderförderungsgesetz, das Ende 2008 in Kraft getreten ist, wird 
ab dem Kindergartenjahr 2013/2014 ein Anspruch auf frühkindliche 
Förderung ab dem vollendeten ersten Lebensjahr eingeführt. 

Bei der Kindertagesbetreuung handelt es sich um eine Pflichtaufgabe 
der Länder und Kommunen, für die sie auch die Finanzierungsver- 
antwortung tragen. Die Bundesregierung unterstützt den Ausbau der 
Betreuungsangebote bis 2013 mit insgesamt 4 Mrd. Euro für Investi- 
tions- und Betriebskosten, ab 2014 dann mit jährlich 770 Mio. Euro 
für zusätzliche Betriebskosten. 

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe entscheiden grundsätzlich in 
eigener Verantwortung, ob und in welcher Höhe sie Kostenbeiträge 
für die Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kin- 
dertagespflege festsetzen. Werden Kostenbeiträge für Leistungen 
der Kindertagesbetreuung erhoben, sind die Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe nach § 90 Absatz 1 Satz 2 SGB VIII zur Staffelung ver- 
pflichtet. Die Länder haben die Möglichkeit, anderweitige Regelun- 
gen zu treffen. Sie können insbesondere die Staffelung konkretisie- 
ren. 

Die in § 90 Absatz 1 SGB VIII geregelten Kriterien sowie die bei der 
Auslegung durch die Gerichte angelegten verfassungsrechtlichen 
Maßstäbe wirken darauf hin, dass eine Festsetzung von Kostenbei- 
trägen angemessen und unter Berücksichtigung des Gleichbehand- 
lungsprinzips erfolgt. 

Darüber hinausgehende Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
aufgrund der geschilderten Zuständigkeiten nicht vor. 


88. Abgeordnete 

Dr. Carola 
Reimann 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung Presseberichte be- 
stätigen, die zum Inhalt haben, dass im Rah- 
men der Ressortabstimmungen das Vorhaben 
von der Bundesministerin für Familie, Senio- 
ren, Frauen und Jugend Dr. Kristina Schrö- 
der, die Partnermonate im Rahmen des Eltern- 
geldes von zwei auf vier Monate zu verlängern 
sowie die Schaffung einer Teilzeitvariante vom 
Bundesministerium der Finanzen gestoppt 
wurden, und welche weiteren Maßnahmen will 
die Bundesregierung ergreifen, um das im 
Koalitionsvertrag gesetzte Ziel zur Weiterent- 
wicklung des Elterngeldes und zur Stärkung 
der Partnermonate zu erreichen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 5. Mai 2010 

Ein Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung des Elterngeldes wird zur- 
zeit innerhalb der Bundesregierung abgestimmt. 


89. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE EINKE.) 


In welcher Weise beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, am Runden Tisch gegen Gewalt in Kin- 
derheimen die spezifische Gewalt gegen Kin- 
der mit Behinderung angemessen zu berück- 
sichtigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 7. April 2010 

Der Deutsche Bundestag hat am 4. Dezember 2008 die Beschluss- 
empfehlung des Petitionsausschusses zur Aufarbeitung der westdeut- 
schen Heimerziehung zwischen 1949 und 1975 verabschiedet. Darin 
werden die Bundesregierung und die westdeutschen Bundesländer 
aufgefordert, in gemeinsamer Verantwortung einen Runden Tisch 
einzurichten. Dieser Bitte sind Bund und Eänder nachgekommen 
und haben zum „Runden Tisch Heimerziehung in den 50er und 60er 
Jahren“ (RTH) eingeladen. Der RTH ist jedoch nach seinem Selbst- 
verständnis ein unabhängiges, sich selbst initiierendes und auf Erei- 
willigkeit beruhendes Gremium, das seine Eegitimation einzig aus 
der gemeinsamen Bereitschaft zur vertrauensvollen Erarbeitung von 
Eösungsvorschlägen gewinnt. 

Die Bundesregierung ist demzufolge weder Träger noch Moderator 
des RTH. Moderatorin des RTH ist vielmehr die Bundestagsvizeprä- 
sidentin a. D. Dr. Antje Vollmer. Weitere Mitglieder (insgesamt 
22 Personen) sind Vertreter der Eänder, der Kirchen, der Betroffe- 
nen, des Bundes, von Verbänden und Institutionen sowie der Wissen- 
schaft. Die konstituierende Sitzung fand im Eebruar 2009 statt, ein 
Zwischenbericht wurde im Januar 2010 vorgelegt. Das Mandat geht 
bis Ende 2010. Dann wird der RTH in Eorm eines Abschlussberichts 
Empfehlungen an den Deutschen Bundestag formulieren. 

Der RTH bemüht sich in Umsetzung der Empfehlung des Petitions- 
ausschusses um Aufarbeitung, Anerkennung und - soweit menschen- 
möglich - Wiedergutmachung des Unrechts, das Kinder und Jugend- 
liche in öffentlichen Erziehungsheimen erlitten hatten. Er ist mit der 
Aufarbeitung der Jugendhilfepraxis im Bereich des Reichsjugend- 
wohlfahrtsgesetzes (RJWG) bzw. des Jugendwohlfahrtsgesetzes 
(JWG) beauftragt. Daher wird sich der RTH ausschließlich mit der 
damaligen Heimerziehung im Bereich der Jugendhilfe in den alten 
Eändern befassen können. 

Etwaiges Unrecht, das in Einrichtungen der Behindertenhilfe und an 
den dort untergebrachten Kindern und Jugendlichen begangen wur- 
de, ist nicht Gegenstand des Auftrages des Petitionsausschusses, da- 
her auch nicht der Arbeit des RTH. Dies bedeutet jedoch nicht, dass 
die Empfehlungen des RTH keine Signalwirkung auf angrenzende 
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Bereiche, wie etwa die Behindertenhilfe, entfalten können. Diese 
werden jedoch bezüglich ihrer Übertragbarkeit auf Einrichtungen 
der Behindertenhilfe gesondert zu prüfen sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


90. Abgeordnete 

Dr. Martina 
Bunge 

(DIE EINKE.) 


Eiegen der Bundesregierung Daten über die 
Häufigkeit und die Kosten für das Gesund- 
heitssystem für Praxiskontakte vor, die allein 
dem Ausstellen eines Eolgerezeptes innerhalb 
einer Dauermedikation oder einer Überwei- 
sung ohne Arztkontakt, Untersuchung oder 
Gespräch dienen, und sieht die Bundesregie- 
rung die Notwendigkeit, die Anzahl obiger 
Praxiskontakte zu verringern und solche 
Praxiskontakte von der Praxisgebühr zu be- 
freien? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr 
vom 1. Juni 2010 

Nach Angaben der Kassenärztlichen Bundesvereinigung wurde die 
entsprechende Gebührenposition 01430 des Einheitlichen Bewer- 
tungsmaßstabs (Verwaltungskomplex) im Jahr 2008 in einer Gesamt- 
häufigkeit von 12,1 Millionen sowie im Jahr 2009 auf der Basis einer 
Hochrechnung mit einer Gesamthäufigkeit von 10,8 Millionen in der 
vertragsärztlichen Versorgung abgerechnet. 

Unter der Annahme, dass der Verwaltungskomplex mit dem bundes- 
durchschnittlichen rechnerischen Punktwert für das 1. Halbjahr 2009 
vergütet wird, sind Gesamtausgaben in Höhe von ca. 13 bis 14 Mio. 
Euro pro Jahr anzusetzen. Da der Verwaltungskomplex aber auch in 
den Eällen berechnungsfähig ist, in denen Befunde oder ärztliche 
Anordnungen an den Patienten im Auftrag des Arztes durch das Pra- 
xispersonal übermittelt werden, kann allein aus den obigen Angaben 
nicht vollständig auf die Häufigkeit und Kosten der in der Präge spe- 
zifisch angesprochenen Arten der Praxiskontakte geschlossen wer- 
den. Erkenntnisse zur Unterscheidung nach der Art des Praxiskon- 
takts liegen der Bundesregierung nicht vor. Die Bundesregierung 
sieht aufgrund dieser Informationen keinen Handlungsbedarf, um 
die Anzahl derartiger Praxiskontakte zu verringern. 

Soweit die Praxisgebühr angesprochen wird, ist darauf hinzuweisen, 
dass im Koalitionsvertrag vereinbart wurde, die Zahlung der Praxis- 
gebühr in ein unbürokratisches Erhebungsverfahren zu überführen. 
Die Bundesregierung prüft dies derzeit. 
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9 1 . Abgeordnete 

Dr. Martina 
Bunge 

(DIE LINKE.) 


Wie hat sich in den letzten fünf Jahren die Be- 
antragung, Bewilligung und Inanspruchnahme 
von Mutter-Kind-Kuren (§§ 34 und 41 SGB V) 
entwickelt, und wie schätzt die Bundesregie- 
rung diese Entwicklung auch vor dem Hinter- 
grund der Auslastung der Kureinrichtungen 
und deren Vorhaltung eines ausreichenden An- 
gebots an Plätzen für die Mutter-Kind-Kuren 
ein? 


Antwort des Staatssekretärs Stefan Kapferer 
vom 3. Juni 2010 

Mutter-/Vater-Kind-Maßnahmen sind wichtige Bausteine für eine er- 
folgreiche Prävention und Rehabilitation. Durch das zum 1. April 
2007 in Kraft getretene GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz sind die 
Mutter-/Vater-Kind-Maßnahmen durch deren Umwandlung von Er- 
messens- in Pflichtleistungen gestärkt worden. Der angestrebte An- 
stieg der Leistungsausgaben wurde in den Jahren 2007 und 2008 mit 
zweistelligen Steigerungsraten deutlich erreicht. 

Die statistische Erfassung der beantragten und bewilligten Eälle von 
Mutter-/Vater-Kind-Maßnahmen in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung (§§ 24, 41 SGB V) wurde erst im Jahr 2008 im Rahmen der 
amtlichen GKV-Statistik KG 5 eingeführt. 

Derzeit liegen dem Bundesministerium für Gesundheit (BMG) aller- 
dings nur die von den Krankenkassen gemeldeten Zahlen für das 
Jahr 2008 vor, die leider nicht verwertbar sind. Zur Problematik die- 
ser teilweise unplausiblen Statistik und zu den bereits durchgeführten 
Maßnahmen zur Korrektur der Pallzahlen sowie zur künftigen Si- 
cherstellung der Lieferung plausibler Daten wird auf die Antworten 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Praktion der SPD 
„Politik der Bundesregierung für Heilbäder und Kurorte“ (Bundes- 
tagsdrucksache 17/1651) sowie auf die Kleine Anfrage der Praktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Stand und Umsetzung der medizi- 
nischen Rehabilitation“ (Bundestagsdrucksache 17/1827) verwiesen. 

Daten zur Entwicklung der tatsächlichen Inanspruchnahme liegen in 
Porm von Pallzahlen und Ausgaben vor. Die Eälle sind seit 2007 wie- 
der deutlich angestiegen, siehe Tabelle 1. Das führte auch zu einem 
Ausgabenanstieg, siehe Tabelle 2. 
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Tabelle 1: Fälle der Mütter-Väter-Kind-Kuren 


Jahr 

Fälle 

% zum Vorjahr 

2004 

130 689 


2005 

118 792 

-9,10 

2006 

119 289 

0,42 

2007 

131 009 

9,82 

2008 

144 215 

10,08 


Datenquelle: KG 5 


Tabelle 2: Ausgaben der GKV für Mütter-Väter-Kind-Kuren 


Jahr 

Ausgaben 

% zum Vorjahr 

2004 

289 427 936 


2005 

262 375 024 

-9,35 

2006 

260 264 304 

-0,80 

2007 

303 662 652 

16,67 

2008 

336 908 172 

10,95 

2009 (p) 

318 655 535 

-5,11 


Datenquelle: KJ 1 und KV 45 

(p) = Vorläufige Werte der Statistik KV 45 

Steigerungsrate gegenüber dem vorläufigen Wert des Jahres 2008. 


Nach den vorläufigen Finanzergebnissen der gesetzlichen Kranken- 
versicherung für das Jahr 2009 sind die Ausgaben für Mutter-/Vater- 
Kind-Maßnahmen zwar um rund 5 Prozent zurückgegangen. Die 
Ausgaben für Mutter-/Vater-Kind-Maßnahmen lagen damit im Jahr 
2009 allerdings nach den jeweils zweistelligen Zuwächsen in den Jah- 
ren 2007 und 2008 immer noch deutlich über dem Ausgabenvolumen 
im entsprechenden Vergleichszeitraum vor Einführung des neuen 
Rechtszustandes (2006). Über die weitere Entwicklung im Jahr 2010 
liegen derzeit noch keine Angaben vor, aus denen sich solide Progno- 
sen ableiten lassen. 

Das BMG wird die Entwicklung in diesem wichtigen Leistungsbe- 
reich weiterhin aufmerksam verfolgen, um erforderlichenfalls geeig- 
nete Maßnahmen ergreifen zu können. 


92. Abgeordnete Wie haben sich die Anzahl der eingebrachten 

Dr. Martina Schadensfälle, die Anerkennungen als Fehler 

Bunge der Behandelnden und die Höhe der Schadens- 

(DIE LINKE.) summe pro anerkanntem Schadensfall in der 
Geburtshüfe und im Besonderen in der unab- 
hängigen Geburtshilfe durch Hebammen in 
den letzten fünf Jahren entwickelt, und wie 
hoch ist in den letzten fünf Jahren jeweils der 
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Anteil an der Schadenssumme, der an Renten- 
versicherungen und an gesetzliche und private 
Krankenversicherungen ausgezahlt wurde? 


Antwort des Staatssekretärs Stefan Kapferer 
vom 3. Juni 2010 

Im Berufsrecht regelt der Bund nach Artikel 74 Absatz 1 Num- 
mer 19 des Grundgesetzes (GG) lediglich den Zugang zu den Heilbe- 
rufen, also auch zum Beruf der Hebamme und des Entbindungspfle- 
gers. Er verfügt nicht über Zuständigkeiten für Regelungen, die den 
Bereich der Berufsausübung betreffen. Dementsprechend liegen der 
Bundesregierung keine amtlichen Statistiken über Schadensfälle, an- 
erkannte Behandlungsfehler und Schadenshöhen in der Geburtshilfe 
vor. Auch die Statistik der gesetzlichen Krankenversicherung erhebt 
keine Eallzahlen zu Schadensfällen oder zu Behandlungsfehlern. 

Im Rechnungswesen der Krankenkassen werden lediglich die Ersatz- 
ansprüche nach den §§ 110, 111 SGB VII, den §§ 116 und 119 
SGB X in einer Summe ausgewiesen. Sie beliefen sich im Jahr 2008 
auf 528 Mio. Euro (2004: 563 Mio. Euro, 2005: 544 Mio. Euro, 
2006: 552 Mio. Euro, 2007: 553 Mio. Euro). In welchem Umfang 
Schadensfälle über einen gegenseitigen Erstattungsverzicht erledigt 
wurden, ist nicht bekannt. Auch ist eine Differenzierung nach Scha- 
densarten oder betroffenen Behandlern nicht vorgesehen. 

Die für die Aufsicht über die private Krankenversicherung zuständi- 
ge Bundesanstalt für Einanzdienstleistungsaufsicht verfügt über kei- 
ne Statistik zu einzelnen Schadensfällen in der Geburtshilfe. 


93. 


Abgeordnete 

Maria 

Klein-Schmeink 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann wird die Bundesregierung das Eor- 
schungsgutachten zur Ausbildung zum Psycho- 
logischen Psychotherapeuten und zum Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten vorlegen, 
das bereits im April 2009 fertiggestellt wurde 
und das Veränderungsnotwendigkeiten bei den 
Zulassungsvoraussetzungen für die im folgen- 
den Bologna-Prozess künftig gestuften Bache- 
lor- und Masterstudiengänge aufzeigen sollte? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Annette Widmann-Mauz 
vom 1. Juni 2010 

Das Gutachten wurde unmittelbar im Anschluss an seine Übergabe 
auf der Internetseite des Bundesministeriums für Gesundheit veröf- 
fentlicht. Es ist in der Zwischenzeit in die Rubrik „Eorschungsberich- 
te“ eingestellt worden. 
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94. Abgeordnete 

Kathrin 
Senger-Schäfer 
(DIE LINKE.) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
die Ursache für die bisher nicht flächende- 
ckend aufgebauten Versorgungsstrukturen der 
spezialisierten ambulanten Palliatiwersorgung 
(SAPV) in der Tatsache begründet liegt, dass 
die dafür abzuschließenden Verträge nicht im 
Rahmen des Kollektiwertrages, sondern in 
Eorm von Einzelverträgen zwischen den Kran- 
kenkassen und geeigneten Einrichtungen oder 
Personen gesetzlich vorgegeben sind, und 
wenn ja, welche gesetzgeberischen Konsequen- 
zen sind in diesem Zusammenhang geplant? 


Antwort des Staatssekretärs Stefan Kapferer 
vom 28. Mai 2010 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. Die in § 132d Ab- 
satz 1 vorgesehene Eorm der Verträge und der ergänzenden Rah- 
menempfehlungen in § 1 32d Absatz 2 SGB V entspricht den gesetzli- 
chen Vorgaben in anderen Leistungsbereichen und trägt zur Ge- 
währleistung einer flächendeckenden Versorgung bei. Die Kranken- 
kassen tragen die Verantwortung, durch Abschluss von entsprechen- 
den Verträgen die Sicherstellung einer flächendeckenden Versorgung 
zu gewährleisten. 

Wie aus dem ersten Bericht zum Stand der Umsetzung der speziali- 
sierten ambulanten Palliativversorgung (SAPV) des Gemeinsamen 
Bundesausschusses vom 18. Dezember 2009 hervorgeht, ist trotz des 
erkennbaren Bemühens der Krankenkassen, entsprechende Verträge 
abzuschließen, die SAPV bisher in weiten Teilen noch nicht fester 
Bestandteil der Versorgung. Eür die Bundesregierung ist eine flä- 
chendeckende bedarfsgerechte SAPV ein wichtiges Ziel, das es mög- 
lichst rasch zu erreichen gilt. 

Das Bundesministerium für Gesundheit steht deshalb mit den Ver- 
antwortlichen seit Monaten im Gespräch und drängt auf eine rasche 
Umsetzung sowie eine regelmäßige und zeitnahe transparente Be- 
richterstattung über die Portschritte in der Palliativversorgung. 

Aufgrund des politischen Drucks haben die Krankenkassen bereits 
zugesagt, Verträge zur flächendeckenden Umsetzung der SAPV ab- 
zuschließen. Dementsprechend kommen inzwischen immer mehr 
Vertragsabschlüsse zustande. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


95. Abgeordneter 

Marco 

Bülow 

(SPD) 


Mit welchen Maßnahmen und Änderungen im 
Detail gedenkt die Bundesregierung den Kli- 
maschutz im Baugesetzbuch (BauGB) stärker 
zu verankern, und welche Studien haben das 
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Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (BMU) und das Bun- 
desministerium für Verkehr, Bau und Stadtent- 
wicklung (BMVBS) für die Weiterentwicklung 
des BauGB und die Verankerung des Klima- 
schutzes im BauGB in Auftrag gegeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 2. Juni 2010 

Der Koalitionsvertrag sieht im Bauplanungsrecht die Verankerung 
des Klimaschutzes und die Stärkung der Innenentwicklung vor. Da- 
zu soll das Baugesetzbuch angepasst und weiterentwickelt sowie die 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) umfassend geprüft werden. 

Insbesondere auch im Hinblick auf die verfassungsrechtlichen 
Grundlagen der Verankerung des Klimaschutzes im BauGB hat das 
BMVBS durch das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor- 
schung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung im 
Rahmen des Forschungsprogramms „Experimenteller Wohnungs- 
und Städtebau (ExWoSt)“ die Studie „Stadtentwicklung - Rechtsfra- 
gen zur ökologischen Stadterneuerung“ in Auftrag gegeben. Der 
Endbericht der Auftragnehmer (Prof. Dr. Dr. h. c. Ulrich Battis, 
Berlin, Prof Dr. Jens Kersten, München, Prof Dr.-Ing. habil. Ste- 
phan Mitschang, Berlin) vom August 2009 ist auf der Homepage des 
BBSR veröffentlicht. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Novellierung des Baupla- 
nungsrechts unter Berücksichtigung der einschlägigen Forschungser- 
gebnisse gründlich durch Expertengespräche und die Beteiligung der 
betroffenen Fachöffentlichkeit vorzubereiten und anschließend einen 
Gesetzentwurf vorzulegen. 


96. 


Abgeordnete 

Bettina 

Herlitzius 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie verläuft die Debatte im Bundesministe- 
rium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
bezüglich der nächsten Förderperiode der 
europäischen Kohäsionspolitik und ihrer Rolle 
für die Städte und die Stadtpolitik in Deutsch- 
land? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 2. Juni 2010 

Die Debatte zur Zukunft der europäischen Kohäsionspolitik nach 
2013 hat begonnen und wird sich in den kommenden Monaten inten- 
sivieren. 

Bund und Länder haben sich 2007 in einem gemeinsamen Positions- 
papier auf die Grundzüge einer Reform der EU-Strukturpolitik ver- 
ständigt. Auch zukünftig sollen die Strukturfonds auf die Ziele der 
Lissabon-Agenda Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti- 
gung ausgerichtet sein. Weitere zentrale Punkte für Deutschland sind 
die Beibehaltung der Förderung in allen Regionen sowie angemesse- 
ne Übergangsregelungen in den Regionen, die aus der Höchstförde- 
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rung ausscheiden. Auch die Förderung der städtischen Entwicklung 
soll in der EU-Strukturpolitik nach 2013 eine wichtige Rolle spielen. 

Der nächste wichtige Schritt in der Debatte auf europäischer Ebene 
ist die Vorlage des 5. Kohäsionsberichts durch die Europäische 
Kommission im Herbst 2010. Das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie hat der EU-Kommission zwei aktuelle Studien über 
die Wirkungen der EU-Strukturpolitik in Deutschland zugeleitet. 
Die Ergebnisse dieser Studien sollen in den 5. Kohäsionsbericht ein- 
fließen. 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung hat 
2008 ein Forschungsprojekt zur „Städtischen Dimension in den deut- 
schen Strukturfondsprogrammen“ vergeben. Im Rahmen dieses For- 
schungsprojektes wurde ermittelt, inwieweit die Länder in ihren ope- 
rationeilen Programmen die städtische Dimension berücksichtigen, 
welche Projekte gefördert werden und welche Schlussfolgerungen 
für die kommende Förderperiode aus diesen Erfahrungen zu ziehen 
sind. Auf einer Konferenz Ende April 2010 wurde das Projekt vorge- 
stellt und mit Ländern, Kommunen, kommunalen Spitzenverbänden 
und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie disku- 
tiert. Der Abschlussbericht des Projektes soll bis Ende Juni 2010 vor- 
liegen. 

Der Bericht bietet eine gute Grundlage, um zu einem späteren Zeit- 
punkt die Förderung der nachhaltigen Stadtentwicklung in der künf- 
tigen EU-Strukturförderung zu verankern. 


97. Abgeordnete 

Ulrike 

Höfken 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Mittel sind in den Bundeshaushalt für 
das Jahr 2010 (inklusive Verpflichtungser- 
mächtigungen für Folgejahre) für Planungs- 
und Baumaßnahmen im Zusammenhang mit 
dem Verkehrsprojekt B 50 neu/Hochmoselbrü- 
cke eingestellt (bitte einzelne Titel/Teilprojekte 
mit dazugehörigen Mittelansätzen auflisten), 
und inwieweit sind bereits Konventionalstra- 
fen vertraglich vereinbart, falls (Teil-)Aufträge 
für das Projekt vom Auftraggeber storniert 
werden sollten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 27. Mai 2010 

Die Planungskosten für das Projekt B 50 mit der Hochmoselbrücke 
trägt das Land Rheinland-Pfalz, die Bau- und Grunderwerbskosten 
trägt der Bund. 

Im Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2010 sind für die Teil- 
projekte der B 50 Platten-Longkamp einschließlich der Hochmosel- 
brücke Mittel entsprechend der nachstehenden Tabelle veranschlagt. 

Als Bedarf an Verpflichtungsermächtigungen für die vorgenannten 
Teilprojekte, fällig in den Jahren 2011 bis 2013, wurden vom Land 
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Rheinland-Pfalz insgesamt 84,9 Mio. Euro angemeldet, die sich ent- 
sprechend der nachstehenden Tabelle aufteilen. 


B 50 alt (Platten) - 
Zubringer B 50 alt 
(Longkamp) inkl. 
Hochmoselbrücke 


Soll 

(Mio. €) 

Verpflichtungs- 
ermächtigungen 
(Mio. €) 



2010 

2011 

2012 

2013 

Teüprojekte 

Kapitel, Titel 





B 50alt (Platten) - 
Zubringer B 53 neu 

1202, 74152 

14,0 

21,9 

16,2 

39,4 

Zubringer B 53 neu 
- Zubringer B 53alt 
(Longkamp) 

1202, 74152 
1202, 82152 

8,3 

0,5 

5,6 

1,8 

- 

Summe 


22,8 

27,5 

18,0 

39,4 


In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass der Bund 
für das Gesamtprojekt der B 50 zwischen dem Autobahnkreuz Witt- 
lich an der A 1 bis nach Longkamp für den Bau und den Grunder- 
werb bereits rund 50 Mio. Euro verausgabt hat. 

Bauverträge werden nach den Bestimmungen der Vergabe- und Ver- 
tragsordnung für Bauleistungen (VOB) abgeschlossen. Die VOB 
sieht die Vereinbarung von Konventionalstrafen gegen den Auftrag- 
geber bei Aufhebung des Vergabeverfahrens oder Kündigung der 
Bauausführung durch den Auftraggeber nicht vor. Allerdings kann 
bei einer eventuellen Aufhebung der Ausschreibung der Auftragge- 
ber dem Bieter zu Schadenersatz verpflichtet sein. Im Ealle einer 
Kündigung steht dem Auftragnehmer die vereinbarte Vergütung ab- 
züglich einer bestehenden Kostenersparnis zu. 


98. Abgeordnete 

Ulrike 

Höfken 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Ausschreibungsverfahren in Bezug auf 
Planungs- und Baumaßnahmen für das Projekt 
B 50 neu/Hochmoselbrücke wurden nach ak- 
tuellem Stand bereits eröffnet oder befinden 
sich in fortgeschrittener Planung (bitte Aus- 
schreibungszeiträume und -abfolge der Teil- 
projekte bzw. Teilabschnitte vollständig auflis- 
ten), und für welche Teüaufträge mit welchem 
Ergebnis wurden Ausschreibungsverfahren be- 
reits abgeschlossen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 27. Mai 2010 


Abschnitt 

B 50 alt (Platten) - Zubringer 

B 53 neu 

Auftrags- 
ergebnis 
[Mio. €1 

Stand der 
Aus- 
schreibung 

voraussicht- 
licher Baube- 
ginn 

Talbrücke Bieberbach (BW 16), 
Talbrücke Wasserbaum (BW 17) 
Talbrücke Weierbom (BW 18) 

22,5 

abgeschlos- 
sen (in 

Bau) 


Hochmoselbrücke (BW 20) 


veröffent- 

licht 

2. Quartal 2011 

Tunnel (BW 19) 


in Vorbe- 
reitung 

4. Quartal 2011 

Erdbau, Entwässerung, Oberbau, 
Ausstattung etc. 


in Vorbe- 
reitung 

1. Quartal 2013 


Abschnitt 

Zubringer B 53 neu 
- Zubringer B 50 alt (Long- 
kamp) 

Auftrags- 
ergebnis 
[Mio. €] 

Stand der 
Aus- 
schreibung 

voraussicht- 

licher 

Baubeginn 

Zubringer Erden / Lösnich inkl. 
Bauwerke BW 22 bis 25 

8,0 

abge- 
schlossen 
(in Bau) 


Bauwerke; BW 30, BW 31a, 

BW 32, BW 32a, BW 33, 

BW 33a 

12,0 

abge- 
schlossen 
(in Bau) 


Bauwerk BW 28 


submittiert 

3. Quartal 2010 

Bauwerk BW 29 


veröffent- 

licht 

3. Quartal 2010 

Bauwerke; BW 21, BW 26, BW 
27, BW 31, BW 34 bis 38 


in Vorbe- 
reitung 

2. Quartal 2011 

Verlegung B 50alt, Verlegung B 
269 


in Vorbe- 
reitung 

2. Quartal 2011 

Erdbau, Entwässerung, Oberbau, 
Ausstattung etc. 


in Vorbe- 
reitung 

2. Quartal 2013 

Rastplatz Moselblick 


in Vorbe- 
reitung 

1. Quartal 2015 


B 50 alt (Platten) 

- Zubringer B 50 alt (Long- 
kamp) 

Auftrags- 
ergebnis 
[Mio. €] 

Stand der 
Aus- 
schreibung 

voraussichtli- 
cher Baube- 
ginn 

Kompensationsmaßnahmen 

Landespflege 

1,0 

abge- 
schlossen 
(in der 
Umset- 
zung) 



99. Abgeordnete 

Ulrike 

Höfken 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit wurde bei dem Verkehrsprojekt 
B 50 neu/Hochmoselbrücke seit seiner Aufnah- 
me in das „Investitionsprogramm 1999-2002“ 
eine aktualisierte Kosten-Nutzen-Bewertung 
gegenüber dem im Bundesverkehrswegeplan 
von 1992 angegebenen Kosten-Nutzen-Eaktor 
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von 3,4 vorgenommen, und falls ja, auf wel- 
cher Basis wurde diese Anpassung vorgenom- 
men? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 2. Juni 2010 

Eine erneute Kosten-Nutzen-Bewertung des Verkehrsprojektes wird 
derzeit auf Basis der aktuellen Kostenermittlungen und Verkehrs- 
prognosen durchgeführt. 


100. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Welche Reparatur-, Erweiterungs- und Eärm- 
schutzmaßnahmen wurden auf dem Autobahn- 
abschnitt der Autobahn 6 zwischen Viernhei- 
mer Kreuz und der Theodor-Heuss-Brücke in 
den Jahren 2005 bis 2010 durchgeführt, und 
welche Kosten entstanden bei jeder Maßnah- 
me? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 1. Juni 2010 

In den Jahren 2005 bis 2010 wurden folgende Maßnahmen auf der 
Autobahn 6 zwischen Viernheimer Kreuz und der Theodor-Heuss- 
Brücke durchgeführt: 

auf dem Gebiet des Eandes Hessen: 

- Erneuerung der Eahrbahndecke auf der Autobahn 6 zwischen dem 
Autobahndreieck Viernheim und der Eandesgrenze zu Baden- 
Württemberg, Kosten: rund 2 Mio. Euro, 

- Sanierung eines Bauwerkes im Autobahndreieck Viernheim, Kos- 
ten: rund 1,5 Mio. Euro; 

auf dem Gebiet des Eandes Baden-Württemberg: 

- Erneuerung des Geh- und Radweges auf der Theodor-Heuss-Brü- 
cke, Kosten: rund 1,6 Mio. Euro, 

- Eahrbahnerneuerung zwischen der Anschlussstelle Sandhofen und 
der Eandesgrenze Hessen in Eahrtrichtung Heilbronn einschließ- 
lich vier Bauwerkssanierungen, Kosten: rund 9 Mio. Euro, 

- Ersatzneubau beider Überbauten der Autobahn 6 über die ICE- 
Trasse Mannheim-Erankfurt bei Mannheim-Blumenau, Kosten: 
rund 2,2 Mio. Euro. 

Insgesamt hat der Bund damit in den Jahren 2005 bis 2010 rund 
16,3 Mio. Euro in die Erhaltung und die Verbesserung der Verkehrs- 
infrastruktur auf der Autobahn 6 zwischen dem Viernheimer Kreuz 
und der Theodor-Heuss-Brücke investiert. 
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101. Abgeordnete 

Anette 

Kramme 

(SPD) 


Wie steht die Bundesregierung zu ihrer in der 
Vergangenheit getroffenen Aussage, der Stadt 
Bamberg einen dauerhaften stündlichen ICE- 
Systemhalt zu ermöglichen, vor dem Hinter- 
grund, dass durch das wieder angelaufene 
Planfeststellungsverfahren der ICE-Neubau- 
strecke Nürnberg-Berlin eröffnet wurde, die 
Trassierung der Strecke im Stadtgebiet Bam- 
berg auf eine Geschwindigkeit von 200 km/h 
auszurichten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 27. Mai 2010 

Die Gestaltung des Personenfernverkehrsangebotes der Deutschen 
Bahn AG (DB AG) einschließlich der ICE-Systemhalte auf dem 
Schienennetz ist eine unternehmerische Aufgabe und liegt in der Ver- 
antwortung der Unternehmensführung der DB AG und der mit ihr 
im Wettbewerb stehenden Eisenbahnverkehrsunternehmen. Die Aus- 
sage, der Stadt Bamberg einen dauerhaften stündlichen ICE-System- 
halt zu ermöglichen ist im Übrigen der Bundesregierung nicht be- 
kannt. 

Mit der geplanten Trassierung zweier Streckengleise im Stadtgebiet 
Bamberg für eine Streckengeschwindigkeit von 200 bis 230 km/h be- 
steht für die DB AG bzw. Dritte die Möglichkeit, so genannte Sprin- 
terzüge in der Relation Berlin-München zukünftig fahren zu kön- 
nen. 


102. Abgeordnete 

Anette 

Kramme 

(SPD) 


Welche finanziellen Unterstützungsmaßnah- 
men gibt es für von ICE-Baumaßnahmen be- 
troffene Kommunen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 27. Mai 2010 

Bei den angesprochenen ICE-Baumaßnahmen handelt es sich um die 
Beseitigung der vorhandenen Bahnübergänge und die Anpassung 
der bestehenden Eisenbahn- und Straßenüberführungen an die zu- 
künftige Viergleisigkeit. Die Einanzierung dieser Maßnahmen ist im 
Gesetz über Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen (Eisenbahn- 
kreuzungsgesetz - EKrG) geregelt. Nach dem Gemeindeverkehrsfi- 
nanzierungsgesetz (GVEG) hat der Ereistaat Bayern in diesem Eall 
die Möglichkeit, für das so genannte Straßenbaulastträgerdrittel Mit- 
tel mit einem Eördersatz von bis zu 90 Prozent den betroffenen Ge- 
bietskörperschaften bereitzustellen. Diese Regelung führt bei diesen 
Kreuzungsmaßnahmen zu einer ganz erheblichen Entlastung der 
Kommunen bei der Ausübung ihrer Straßenbaulastträgerschaft. 
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103. Abgeordneter 

Stephan 

Kühn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Eiegt dem Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung die Evaluation zum 
Bauforderungssicherungsgesetz vor, und wann 
wird diese dem Parlament vorgelegt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 3. Juni 2010 

Im Koalitionsvertrag haben die Koalitionsparteien für die laufende 
Eegislaturperiode zugesagt, das Bauforderungssicherungsgesetz als- 
bald und umfänglich hinsichtlich der Zielerreichung zu überprüfen 
(Rn. 439, 440). 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung hat 
am 3. Eebruar 2010 eine Arbeitsgruppe zur Überprüfung des Bau- 
forderungssicherungsgesetzes unter Beteiligung aller betroffenen 
Verbände (einschließlich Kreditwirtschaft), des Bundesministeriums 
der Justiz, des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie 
und des Bundesministeriums für Ernährung, Eandwirtschaft und 
Verbraucher schütz sowie der Eänderjustizministerien Sachsen, Thü- 
ringen und Niedersachsen sowie einzelner interessierter ostdeutscher 
Handwerkskammern eingerichtet. Die Arbeitsgruppe ist auf rege Be- 
teiligung gestoßen. Sie hat am 19. April 2010 zum vierten und letzten 
Mal getagt. 


104. Abgeordneter 

Stephan 

Kühn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welchen Änderungsbedarf sieht die Bundesre- 
gierung beim Bauforderungssicherungsgesetz 
(BauEorSiG), und wie sieht der Zeitplan für 
eine Novellierung des BauEorSiG aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 3. Juni 2010 

Die Erkenntnisse aus der Arbeitsgruppe fließen derzeit im Bundes- 
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung in einen Gesetz- 
entwurf zur Änderung des Bauforderungssicherungsgesetzes ein, der 
nach Abschluss der in der Geschäftsordnung vorgesehenen Beteili- 
gungsverfahren voraussichtlich unmittelbar nach der Sommerpause 
im Kabinett abgestimmt und dann kurzfristig dem Deutschen Bun- 
destag vorgelegt werden wird. 


105. Abgeordnete 

Sabine 

Leidig 

(DIE LINKE.) 


An welche genauen nichtbetriebswirtschaft- 
lichen Ziele wie Qulitätskennzahlen und Ver- 
kehrsleistungskriterien sind die variablen Bezü- 
ge des Vorstands der DB AG auch gekoppelt 
(siehe Antwort der Bundesregierung zu 
Erage 23 der Kleinen Anfrage der Erak- 
tion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 
17/1706), und welchen Anteil an den gesamten 
variablen Bezügen machen diese aus? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 2. Juni 2010 

Die Verantwortung für die Festlegung der Zielvereinbarungen mit 
dem Vorstand der Deutschen Bahn AG obliegt gemäß § 87 des Ak- 
tiengesetzes dem Aufsichtsrat der DB AG. 

Die Vorstandsvergütung ist gekoppelt an Verkehrsleistungskriterien 
wie z. B. Personenkilometer oder Tonnenkilometer. Als Qualitäts- 
kennzahlen berücksichtigt werden z. B. die Mitarbeiterzufriedenheit 
oder eine möglichst geringe Zahl von Langsamfahrstellen. 

Weitere Informationen zur Vergütungsstruktur finden sich in dem 
im Internet zugänglichen Geschäftsbericht 2009 der DB AG (dort 
Seite 29 ff). 

Darüber hinausgehende Einzelheiten der Zielvereinbarungen mit 
dem Vorstand unterliegen der Vertraulichkeit. 


106. Abgeordnete 

Sabine 

Leidig 

(DIE LINKE.) 


Handelt es sich bei der, laut „DEUTSCHE 
VERKEHRS-ZEITUNG“ vom 12. Mai 2010, 
erfolgten Neubewertung der Schienenprojekte 
im Zuge der Überprüfung des Bedarfsplans 
Schiene, bei der laut dem zuständigen Refe- 
ratsleiter „aus heutiger Sicht alle eher schlech- 
ter in ihren Bewertungsergebnissen sind“, um 
die endgültige Bewertung, und wenn nein, wel- 
che Bewertungskriterien bzw. -komponenten 
sollen wie angepasst werden? 


107. Abgeordnete 

Sabine 

Leidig 

(DIE LINKE.) 


Wie groß ist das durchschnittliche Nutzen- 
Kosten-Verhältnis der, laut „DEUTSCHE 
VERKEHRS-ZEITUNG“ vom 12. Mai 2010, 
40 neu bewerteten Schienenprojekte im Zuge 
der Überprüfung des Bedarfsplans Schiene, 
und welche Projekte haben bei dieser Bewer- 
tung ein Nutzen-Kosten-Verhältnis kleiner als 1 
erzielt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 2. Juni 2010 

Die Fragen 106 und 107 werden wegen ihres Sachzusammenhangs 
gemeinsam beantwortet. 

Nach § 4 Absatz 1 des Gesetzes über den Ausbau der Schienenwege 
des Bundes (Bundesschienenwegeausbaugesetz) hat das Bundesmi- 
nisterium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung den Bedarfsplan 
für die Bundesschienenwege alle fünf Jahre darauf zu überprüfen, ob 
er der Wirtschafts- und Verkehrsentwicklung anzupassen ist. Diese 
Überprüfung erfolgt durch die Ermittlung eines aktuellen Nutzen- 
Kosten-Verhältnisses auf Basis der Prognose für 2025. Ergebnisse 
der laufenden Bedarfsplanüberprüfung werden für Sommer 2010 er- 
wartet. 
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108. Abgeordneter 

Ralph 
Lenkert 
(DIE LINKE.) 


Wie lautet das Ergebnis der standardisierten 
Bewertung von Verkehrswegeinvestitionen des 
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 
und Eolgekostenrechnung, vgl. Bundestags- 
drucksache 13/4228 vom 26. März 1996, für 
das Verkehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 8 
(Bahnmagistrale Nürnberg- Erfurt- Leipzig/ 
Halle-Berlin) nach der Änderung der Höchst- 
geschwindigkeit von 250 km/h auf 300 km/h? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 2. Juni 2010 

Eür die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit (VDE) Nr. 8.1 und 8.2 
wurden Planungen mit einer Höchstgeschwindigkeit von Vmax = 
300 km/h erstellt und dementsprechend Baurecht erlangt. Gleiches 
gilt für die Überprüfung der Wirtschaftlichkeit. Diese erfolgte nicht 
mittels der Standardisierten Bewertung, da es sich nicht um Nahver- 
kehrsvorhaben handelt. Die Bewertung der VDE Nr. 8.1 und 8.2 als 
Vorhaben des Bedarfsplans für die Bundesschienenwege erfolgte 
nach der Bewertungsmethodik der Bundesverkehrswegeplanung 
bzw. der Untersuchungsmethodik der EU zur Beantragung von 
EERE-Eördermitteln (EERE = Europäischer Eonds für regionale 
Entwicklung). 


109. Abgeordneter 

Ralph 
Lenkert 
(DIE LINKE.) 


Welche Mehrkosten sind durch die Änderung 
der Höchstgeschwindigkeit von 250 km/h auf 
300 km/h bei der in Erage 108 genannten 
Bahnmagistrale insgesamt zu erwarten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 2. Juni 2010 

Da keine Planung für beide Varianten vorliegt, können hierfür nur 
grobe Schätzungen genannt werden. Die DB Netz AG schätzt Diffe- 
renzkosten für die Geschwindigkeit von Vmax = 300 km/h in Höhe 
von ca. 100 Mio. Euro, davon ca. 60 Mio. Euro für das VDE Nr. 8.1 
Neubaustrecke Ebensfeld-Erfurt und ca. 40 Mio. Euro für das VDE 
Nr. 8.2 Neubaustrecke Erfurt-Leipzig/Halle. 


110. Abgeordneter 

Ralph 
Lenkert 
(DIE LINKE.) 


Welche Änderungen im Planfeststellungsbe- 
schluss mussten aufgrund der in den Prägen 
108 und 109 genannten Änderung vorgenom- 
men werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 2. Juni 2010 

Die Planfeststellungsverfahren der Neubaustrecken Ebensfeld- 
Erfurt (VDE Nr. 8.1) und Erfurt- Leipzig/Halle (VDE Nr. 8.2) in 
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den Jahren 1995/1996 beinhalten trassierungsseitig eine Entwurfs- 
geschwindigkeit von Vmax = 300 km/h. Änderungen der Planfeststel- 
lungsbeschlüsse waren somit nicht erforderlich. 


111. Abgeordneter 

Ralph 
Lenkert 
(DIE EINKE.) 


Wo und in welcher Höhe entstehen Eärm- 
mehremissionen aufgrund der in den Eragen 
108 und 109 genannten Änderung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 2. Juni 2010 

Die im Rahmen der Planfeststellungsverfahren erforderlichen Unter- 
suchungen erfolgten auf Grundlage der planfestgestellten Entwurfs- 
geschwindigkeit von Vmax = 300 km/h, so dass Eärmmehremissio- 
nen gegenüber Vmax = 250 km/h nicht bezifferbar sind. Die im Er- 
gebnis der schalltechnischen Untersuchungen erforderlichen passi- 
ven und aktiven Schutzmaßnahmen werden umgesetzt. Die gesetzli- 
chen Grenzwerte werden damit eingehalten. 


112. Abgeordneter 

Burkhard 

Lischka 

(SPD) 


Treffen die Meldungen des Mitteldeutschen 
Rundfunks und weiterer Medien vom 20. Mai 
2010 zu, wonach aufgrund geplanter Einspa- 
rungen im Etat des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung die Nord- 
verlängerung der Autobahn 14 von Magde- 
burg nach Schwerin gefährdet ist und damit 
zeitnah nicht verwirklicht werden kann? 


113. Abgeordneter 

Burkhard 

Lischka 

(SPD) 


Verbleibt es bei den bisherigen Planungen, wo- 
nach die erste Teilstrecke der Nordverlänge- 
rung der Autobahn 14 bis 2015 für den Ver- 
kehr freigegeben werden soll, und hat dieses 
für die neuen Eänder zentrale Verkehrsprojekt 
für die Bundesregierung auch weiterhin Priori- 
tät? 


114. Abgeordneter 

Burkhard 

Lischka 

(SPD) 


Wie beurteilt es die Bundesregierung, dass bei 
einer Streichung des Projekts der Nordverlän- 
gerung der Autobahn 14 in erheblichem Maße 
EU-Gelder verfallen würden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 28. Mai 2010 

Die Autobahn 14 hat für die Bundesregierung weiterhin Priorität. 
Eür die Autobahn 14 Magdeburg-Wittenberge-Schwerin wird eine 
Eörderung aus Mitteln des Europäischen Eonds für regionale Ent- 
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Wicklung (EFRE) angestrebt. Wesentliche Voraussetzung dafür ist 
die rechtzeitige Baurechtschaffung durch die zuständigen Straßen- 
bauverwaltungen der beteiligten Eänder. Die Bundesregierung wird 
dafür Sorge tragen, dass die im EFRE-Bundesprogramm Verkehrs- 
infrastruktur 2007 bis 2013 vorgesehenen Fördermittel vollständig 
ausgeschöpft werden. 


115. Abgeordnete 

Lisa 

Paus 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesre- 
gierung aus der Tatsache, dass die Stadler Rail 
GmbH Berlin 14 fertig produzierte Triebwa- 
gen nicht rechtzeitig zum Fahrplanwechsel an 
die eurobahn ausliefern konnte, weil das Eisen- 
bahn-Bundesamt kurzfristig neue Normen im 
Zulassungsverfahren gesetzt hatte, und wie er- 
klärt sie sich, dass vier baugleiche Triebwagen 
vorher zugelassen wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 2. Juni 2010 

Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) praktiziert bereits seit vielen Jah- 
ren eine herstellungs- und projektbegleitende Zulassung von Eisen- 
bahnfahrzeugen. Im engen Kontakt mit dem Antragsteller erfolgen 
regelmäßige Abstimmungen zum Nachweisverfahren, so dass bei 
Problemen und Verzögerungen in der Nachweisführung frühzeitig 
eingegriffen werden kann. Dieser durch die Genehmigungsbehörde 
begleitete Prozess der Fahrzeugzulassung ist für den Antragsteller 
nicht verpflichtend. Alle erforderlichen Prüfungen können auch vom 
Antragsteller selbständig durchgeführt werden. Die Ergebnisse sind 
dann der Genehmigungsbehörde vorzulegen. 

Um die herstellungs- und projektbegleitende Fahrzeugzulassung zu 
optimieren, hat das EBA im Rahmen einer neuen Verwaltungs- 
vorschrift für die Inbetriebnahmegenehmigung von Fahrzeugen 
nach der Transeuropäische-Eisenbahn-Interoperabilitätsverordnung 
(TEIV) diesen seit Jahren bewährten Prozess weiter beschrieben. 
Hierin ist festgelegt, dass die Antragsteller direkt nach Aufnahme 
des Genehmigungsprozesses einen Nachweisplan zu erstellen haben, 
in den alle Anforderungen und Tätigkeiten der Nachweisführung 
aufzunehmen und mit einer verbindlichen Terminplanung zu hinter- 
legen sind. Durch diese Vorgehensweise erhält der Antragsteller 
weitgehende Planungssicherheit. 

Im Fall der Zulassung der FEIRT-Fahrzeuge hat sich das EBA ge- 
meinsam mit dem schweizerischen Bundesamt für Verkehr (BAV) 
bei der ersten Bauserie für das grenzüberschreitende Einsatznetz 
Basel-Zell/Wiesental intensiv in das Nachweisverfahren der Zulas- 
sung der Fahrzeuge eingebracht, da die Firma Stadler mit diesen 
Fahrzeugen des Typs FEIRT SBB erstmalig in größerem Umfang in 
den deutschen Markt eintrat. 

Bei den nachfolgenden Bauserien konnte weitgehend auf die im Rah- 
men des FEIRT SBB erbrachten Nachweise zurückgegriffen werden. 
Die Firma Stadler hat aber bei den FEIRT-F ahrzeugen für das Ein- 
satznetz Maas-Rhein-Eippe versäumt, die vorliegenden Nachweise 
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hinsichtlich der Anforderungen, die sich durch Änderungen in tech- 
nischen Regelwerken und Erfahrungen aus dem Betriebseinsatz erga- 
ben, zu aktualisieren. Das EBA hatte die Eirma Stadler bereits im 
März 2009 auf diesen Sachverhalt hingewiesen. 


116. Abgeordnete 

Lisa 

Paus 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
die Normen, die zu Beginn eines Zulassungs- 
verfahrens gelten, aus Gründen der Rechts- 
sicherheit für die Bahnindustrie nur in sicher- 
heitsbegründeten Ausnahmefällen ohne Über- 
gangsfrist geändert werden sollten, und inwie- 
weit wird die Bundesregierung hierbei gesetz- 
geberisch aktiv werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 2. Juni 2010 

Hinsichtlich dieser Thematik ist eine Arbeitsgruppe unter der Beteili- 
gung des Eisenbahnsektors und unter der Eeitung des Bundesminis- 
teriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung beauftragt, Eösun- 
gen zur Optimierung des Herstellungsprozesses von der Ausschrei- 
bung bis zur Inbetriebnahme von Eahrzeugen zu erarbeiten. In die- 
sem Zusammenhang soll auch Klarheit und Sicherheit geschaffen 
werden, welche anzuwendenden Normen im Zulassungsprozess für 
einen bestimmten Zeitraum gelten, wie der Bestandsschutz und mög- 
liche Ausnahmen definiert werden und welche Notwendigkeiten im 
Hinblick auf Änderungen von Rechtsnormen erforderlich sind. Die 
Arbeitsgruppe soll ihre Ergebnisse zur Jahresmitte vorlegen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


117. Abgeordneter 

Marco 

Bülow 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht des Wis- 
senschaftlichen Beirates des Bundesministe- 
riums der Einanzen (BME), dass - laut dem 
Gutachten „Klimapolitik zwischen Emissions- 
vermeidung und Anpassung“ des Wissen- 
schaftlichen Beirates des BME vom 12. März 
2010 - eine nationale Vorreiterrolle beim Kli- 
maschutz und bei der aktiven Emissionsminde- 
rung sowohl hinsichtlich der nationalen Kosten 
als auch des Ausgangs internationaler Klima- 
verhandlungen schädlich sei, und wenn ja, wel- 
che Konsequenzen zieht sie aus dem Gutach- 
ten für ihre nationale und internationale Kli- 
maschutzpolitik? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 3. Juni 2010 

Die Bundesregierung teilt die Ergebnisse des Gutachtens in wesentli- 
chen Punkten nicht. Der Beirat kommt in seinem Gutachten zu dem 
Schluss, dass eine Vorr eiterrolle im Klimaschutz die Anreize anderer 
Staaten, etwas zu tun, senkt. Die Bundesregierung beurteilt die Chan- 
cen einer kooperativen internationalen Klimapolitik in der Realität 
dagegen deutlich positiver. Zudem werden in dem Gutachten techno- 
logie- und wachstumspolitische Aspekte, die mit einer derartigen 
Strategie verbunden sind und zum Beispiel in Deutschland auch Be- 
schäftigung generiert haben, nicht hinreichend gewürdigt. 


118. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Eiegen der Bundesregierung Informationen 
darüber vor, wie sich der Markt im Bereich 
der Solarthermie nach der Sperrung der Haus- 
haltsmittel für das Marktanreizprogramm bis 
heute entwickelt hat, und welche Gegenmaß- 
nahmen gedenkt die Bundesregierung kurzfris- 
tig zu ergreifen, um einem Arbeitsplatzabbau 
in der Branche der Wärmeerzeugung aus er- 
neuerbaren Energien entgegenzuwirken? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 1. Juni 2010 

Innerhalb der kurzen Zeitspanne nach dem Programmstopp am 
3. Mai 2010 sind keine Wirkungen auf den Markt im Bereich der So- 
larthermie zu beobachten, die auf die Sperrung der Haushaltsmittel 
für das Marktanreizprogramm zurückzuführen wären. Ebenso liegen 
derzeit keine Informationen über einen Arbeitsplatzabbau vor. 


119. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Macht sich die Bundesregierung in der EU für 
oder gegen eine unkonditionierte Erhöhung 
des 2020-Klimaziels auf 30 Prozent Treibhaus- 
gaseinsparung stark, wie sie von der Klima- 
schutzkommissarin Connie Hedegaard vorge- 
schlagen wird? 


120. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wer spricht für die Bundesregierung - der 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit Dr. Norbert Röttgen, der 
eine unkonditionierte Erhöhung des EU-Kli- 
maziels für 2020 auf 30 Prozent Treibhausgas- 
einsparung öffentlich befürwortet oder der 
Bundesminister für Wirtschaft und Technolo- 
gie Rainer Brüderle, der sie ebenso öffentlich 
ablehnt (SPIEGEE ONEINE, 25. Mai 2010)? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 2. Juni 2010 

Die Bundesregierung unterstützt ein konditioniertes EU-Emissions- 
reduktionsziel bis 2020 von 30 Prozent gegenüber dem Niveau von 
1990 im Rahmen der Beschlusslage des Europäischen Rates vom 
lO./ll. Dezember 2009. Anlässlich der Veröffentlichung der Kom- 
missionsmitteilung vom 26. Mai 2010 mit dem Titel „Analysis of op- 
tions to move beyond 20 % greenhouse gas emission reductions and 
assessing the risk of carbon leakage“ befasst sich die Bundesregie- 
rung mit der von der EU-Kommission vorgelegten Analyse. Dieser 
Vorgang ist noch nicht abgeschlossen. 


121. Abgeordnete 
Sylvia 

Kotting-Uhl 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf welche drei Atomkraftwerke (AKW) be- 
zog sich der Bundesminister für Umwelt, Na- 
turschutz und Reaktorsicherheit, Dr. Norbert 
Röttgen, in dem am 20. Mai 2010 erschiene- 
nen Interview der „Erankfurter Allgemeine 
Zeitung“ bei seiner Aussage hinsichtlich der 
Gefahren von Elugzeugabstürzen, und welche 
AKW-Unterschiede veranlassten den Bundes- 
minister Dr. Norbert Röttgen zu seiner Äuße- 
rung, dass es sich lediglich um drei und nicht 
die sechs AKW handelt, von denen laut der 
Studie der Gesellschaft für Anlagen- und 
Reaktorsicherheit aus dem Jahr 2002 besonde- 
re Elugzeugabsturzgefahren ausgehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 4. Juni 2010 

Die Anforderungen an den Schutz vor einem Elugzeugabsturz haben 
sich seit Errichtung der ersten deutschen Kernkraftwerke erhöht, so 
dass sich bereits Unterschiede aus dem Zeitpunkt der jeweiligen Er- 
richtung ableiten lassen. Auf Einzelheiten wird im Hinblick auf den 
Schutz vor terroristischen Gefahren nicht eingegangen. 


122. Abgeordnete 
Sylvia 

Kotting-Uhl 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche der 17 Atomkraftwerke, die heute 
noch eine Betriebsgenehmigung haben, haben 
seit ihrer Inbetriebnahme die meisten Turbi- 
nenschnellabschaltungen zu verzeichnen (bitte 
mit Angabe der jeweiligen Abschaltungsan- 
zahl)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 4. Juni 2010 

Eine Turbinenschnellabschaltung allein ist nach den geltenden Mel- 
dekriterien der Atomrechtlichen Sicherheitsbeauftragten- und Melde- 
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Verordnung in den deutschen Kernkraftwerken nicht meldepflichtig. 
Die Gesamtzahl der Turbinenschnellabschaltungen in den einzelnen 
Kernkraftwerken ist dem Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit daher nicht bekannt. 


123. Abgeordnete 

Dr. Carola 
Reimann 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung der Forderung des 
Bundesministers für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit, Dr. Norbert Röttgen, und 
acht weiteren Umweltministern aus von CDU 
und CSU regierten Bundesländern entspre- 
chen und die vom Bundesministerium der 
Finanzen für 2010 gesperrten 115 Mio. Euro 
für das Marktanreizprogramm freigeben, um 
den Einbau von Solarkollektoren, Pelletöfen 
und Wärmepumpen in diesem Jahr weiter zu 
fördern? 


Antwort des Staatssekretärs Jürgen Becker 
vom 3. Juni 2010 

Die Bundesregierung hat bisher nicht abschließend entschieden, ob 
dem Antrag auf Aufhebung der Sperre entsprochen und die Einwilli- 
gung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages bean- 
tragt werden soll. 


124. Abgeordneter 
Swen 
Schulz 
(Spandau) 
(SPD) 


Wie viele der 22 000 Anträge, die im Rahmen 
des Marktanreizprogramms eingereicht wur- 
den und nicht bedient werden können, stam- 
men aus Berlin, und wie hoch ist die Summe 
der beantragten Mittel dieser Anträge insge- 
samt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 1. Juni 2010 

Die in Rede stehenden 22 000 Anträge sind bislang noch nicht detail- 
liert erfasst und bearbeitet worden, so dass über die Herkunft der 
Antragsteller noch keine Daten vorliegen. Im Jahr 2009 entfielen je- 
doch ca. 0,6 Prozent der gestellten Anträge auf das Land Berlin. 
Eine ähnliche prozentuale Verteilung vorausgesetzt, würden von den 
22 000 gestellten 132 Anträge auf Berlin entfallen. Das geschätzte 
Fördervolumen dieser 132 Anträge beliefe sich auf ca. 300 000 Euro. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


125. Abgeordnete 

Priska 

Hinz 

(Herborn) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Unter welchen Bedingungen und zu welchem 
Zeitpunkt stehen die Bundesmittel über 
100 Mio. Euro p. a. für Bildungsinvestitionen 
in Schleswig-Holstein nach Abschluss des Bil- 
dungsgipfels zur Verfügung, die der Bund, 
nach Angabe der Eandesregierung Schleswig- 
Holstein in der Antwort auf eine Kleine Anfra- 
ge (Eandtagsdrucksache 17/240), zugesagt 
hat? 


126. Abgeordnete Eür welche anderen Bundesländer gibt es ähn- 

Priska lieh konkrete Zusagen? 

Hinz 

(Herborn) 

(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun 
vom 2. Juni 2010 

Die Eragen 125 und 126 werden im Zusammenhang beantwortet. 

Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefin und Regierungschefs 
der Eänder haben bei ihrem Treffen am 16. Dezember 2009 festge- 
stellt, dass zur Erreichung des 1 0-Prozent-Ziels im Zieljahr 2015 
rechnerisch ein zusätzlicher Betrag von mindestens 1 3 Mrd. Euro für 
Bildungsmaßnahmen erforderlich ist. Die Bundesregierung hat den 
Eändern angeboten, sich mit Blick auf diese zusätzlichen Aufwen- 
dungen mit einer Quote von 40 Prozent dauerhaft zu beteiligen. Dies 
entspricht einem Betrag von 5,2 Mrd. Euro für das Jahr 2015. 

Die beteiligten Eachministerien von Bund und Eändern haben ent- 
sprechend dem Auftrag der Regierungschefs von Bund und Eändern 
vom 16. Dezember 2009 zum 10-Prozent-Ziel eine Reihe fachlicher 
Maßnahmen erarbeitet, die sie den Regierungschefs für ihre Bespre- 
chung am 10. Juni 2010 zur Beschlussfassung vorschlagen werden. 
Dem Ergebnis dieser Sitzung sollte nicht vorgegriffen werden. 


127. Abgeordnete 

Karin 

Roth 

(Esslingen) 

(SPD) 


Wird das Bundesministerium für Büdung und 
Eorschung (BMBE) in den jetzt beginnenden 
Haushaltsplanaufstellungen für 2011 eine eige- 
ne Budgetlinie für die Eörderung von Produkt- 
entwicklungspartnerschaften (PDPs) zur Eor- 
schung und Entwicklung von Medikamenten 
gegen die vernachlässigten Krankheiten, HIV/ 
AIDS, Malaria und Tuberkulose einstellen, 
und wenn nicht, wie gedenkt die Bundesregie- 
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rung die, nach eigener Aussage wichtigen, 
PDPs, durch das zuständige BMBF zu för- 
dern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel 
vom 3. Juni 2010 

Zurzeit wird mit diversen PDPs darüber gesprochen, in welcher Art 
PDPs sinnvoll und angemessen durch das BMBF gefördert werden 
könnten. Über Details der künftigen Förderung von PDPs kann erst 
im Anschluss an diese Gespräche entschieden werden; dies wird im 
Zusammenhang mit der Entwicklung einer über die Förderung von 
PDPs hinausgehenden För der Strategie für die Erforschung vernach- 
lässigter Erkrankungen geschehen. 


128. Abgeordnete 

Krista 

Säger 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welchem Umfang und über welchen Zeit- 
raum wird mit Bundesmitteln die wissenschaft- 
liche Begleitung zum Förderprogramm der Ini- 
tiative „Studienkompass“ gefördert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun 
vom 2. Juni 2010 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert die wis- 
senschaftliche Begleitung der Initiative „Studienkompass“ im Zeit- 
raum 1. August 2007 bis 31. Dezember 2013 mit einer Summe von 
insgesamt etwa 855 000 Euro. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


129. Abgeordnete 

Karin 

Roth 

(Esslingen) 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse hat das Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) hinsichtlich der seitens 
der Deutschen Investitions- und Entwicklungs- 
gesellschaft (DEG) dem Unternehmen 
PT Smart für einen Kredit in Höhe von 
32 Mio. Euro zur Finanzierung einer Speiseöl- 
rafllnerie in Indonesien gewährten Konditio- 
nen (Zinssatz, Kreditlaufzeit), und welche Ein- 
sparungen ergeben sich nach Erkenntnissen 
des BMZ für PT Smart dadurch, dass das Un- 
ternehmen dieses Kreditvolumen nicht auf 
dem freien Kapitalmarkt aufgenommen hat? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekreätrin Gudrun Kopp 
vom 2. Juni 2010 

Die DEG finanziert zu marktüblichen Konditionen. Bei der PT- 
Smart-Finanzierung wurden keine Haushaltsmittel eingesetzt. Des- 
halb ergeben sich keine Einsparungen gegenüber kommerziellen Fi- 
nanzierungen. Die hohen Umwelt- und Sozialanforderungen sind so- 
gar mit zusätzlichem Aufwand für den Kreditnehmer verbunden. 


130. Abgeordnete 

Karin 

Roth 

(Esslingen) 

(SPD) 


Wie bewertet das Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
den Bericht des Entwicklungsausschusses des 
Europäischen Parlaments (DEVE) zum „Kon- 
zept der EU für Politikkohärenz im Interesse 
der Entwicklung und Öffentliche Entwick- 
lungshilfe plus“ vom 5. Mai 2010 - besonders 
vor dem Hintergrund der überfraktionellen 
Initiative des Ausschusses für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung des Deut- 
schen Bundestages (AwZ) vom 24. Februar 
2010 für die Beibehaltung der sozialen Dimen- 
sion der Globalisierung im Rahmen der Poli- 
tikkohärenz in der EU-Entwicklungspolitik -, 
und welche Schritte gedenkt die Bundesregie- 
rung angesichts der aktuellen Entwicklung ge- 
genüber der EU-Kommission im Rat zu unter- 
nehmen, um die Position des DEVE und des 
AwZ zur Beibehaltung der sozialen Dimension 
als zentralen Bereich im Rahmen der EU-Poli- 
tikkohärenz sicherzustellen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekreätrin Gudrun Kopp 
vom 2. Juni 2010 

Die Empfehlungen im Bericht des Entwicklungsausschusses des 
Europäischen Parlaments (DEVE) „Zum Konzept der EU für Poli- 
tikkohärenz im Interesse der Entwicklung und Öffentliche Entwick- 
lungshilfe plus“ (2009/22 18(INI)) sind überwiegend an das Europäi- 
sche Parlament selbst bzw. an die EU-Kommission gerichtet. Die 
Bundesregierung befasst sich mit den Themen im Rat. 

Der DEVE-Bericht unterstreicht u. a., dass der Beschluss des Rates, 
ein neues Arbeitsprogramm der EU zur Förderung von Politikkohä- 
renz im Interesse der Entwicklung (Policy Coherence for Develop- 
ment - PCD) auf fünf Schlüsselthemen zu konzentrieren, nicht zur 
Vernachlässigung der anderen Handlungsfelder für die PCD-Förde- 
rung führen dürfe, auf die sich die EU in ihrem Entwicklungskon- 
sens 2005 geeinigt hat (Nummer 28 des Berichts). Diese Position ist 
ausdrücklich im Ratsbeschluss festgehalten, auf den sich der DEVE- 
Bericht bezieht (s. Nummer 1 der Ratsschlussfolgerungen (RSF) 
vom 18. November 2009 zu PCD (Dok. Nr. 16079/09)). Er bekräf- 
tigt die Verpflichtungen zu Politikkohärenz im EU-Entwicklungskon- 
sens in allen dort aufgeführten zwölf Politikfeldern, von denen „So- 
ziale Dimension der Globalisierung“ eines ist, und fordert die zustän- 
digen Ratsgremien auf, die Empfehlungen des „Bericht 2009 der EU 
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über die Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung“ zu allen 
zwölf Politikfeldern in ihrer künftigen Arbeit aufzugreifen. 

Die Bundesregierung teilt diese Position und hat die genannten RSF 
unterstützt. 

Wie im DEVE-Bericht erwähnt, stecken diese RSE den Rahmen ab 
für ein neues PCD-Arbeitsprogramm der EU, indem sie die fünf 
Schwerpunkte festlegen, auf die dieses sich konzentrieren soll (Han- 
del/Einanzen, Klimawandel, Ernährungssicherheit, Migration, Si- 
cherheit und Entwicklung). Sie fordern die EU-Kommission auf, die- 
sen Rahmen in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und geeig- 
neten Interessengruppen auszufüllen und gemeinsam mit ihnen Vor- 
schläge zu einem PCD-Arbeitsprogramm zu entwickeln (Nummer 
10 dieser RSF). 

Bei den Abstimmungen zu den RSF hatte die Bundesregierung der 
EU-Kommission bereits vorgeschlagen, das Handlungsfeld „Soziale 
Dimension der Globalisierung“ als eigenständigen Schwerpunkt auf- 
zunehmen. Diese Position war in der Abstimmung mit den EU-Mit- 
gliedstaaten nicht mehrheitsfähig. Die Bundesregierung konnte aber 
erfolgreich darauf hinwirken, wesentliche Ansätze aus diesem Hand- 
lungsfeld im Schwerpunkt „Handel und Finanzen“ des künftigen Ar- 
beitsprogramms zu verankern (s. dritter Absatz in Abschnitt 11. La 
der o. g. RSF). 

Die EU-Kommission hat am 21. April 2010 den ersten Entwurf eines 
neuen PCD-Arbeitsprogramms als Arbeitspapier mit dem Titel „Po- 
licy Coherence for Development Work Programme 2010-2013“ 
(SEC(2010) 421 final) vorgelegt. Das Arbeitspapier ist nicht in Zu- 
sammenarbeit mit den Mitgliedstaaten entwickelt worden. Die Bun- 
desregierung besteht daher darauf, dass es ausführlich in der Ratsar- 
beitsgruppe Entwicklung erörtert und erst dann mit ggf erforderli- 
chen Änderungen beschlossen wird. Aufgrund der bereits beschlosse- 
nen RSF, in denen sich die soziale Dimension nicht als eigenständi- 
ger Schwerpunkt durchsetzen ließ, ist es sehr unwahrscheinlich, dass 
im PCD-Arbeitsprogramm die Aufnahme eines zusätzlichen Schwer- 
punkts entsprechend dem Beschluss des AwZ durchgesetzt werden 
kann. 

Bei den weiteren Abstimmungen dazu wird sich die Bundesregierung 
deswegen vor allem dafür einsetzen, dass die Ansätze der sozialen 
Dimension zumindest im Schwerpunkt „Handel und Finanzen“ in 
vollem Umfang konkretisiert und operational ausformuliert werden. 

Die Bundesregierung begrüßt, dass sich der AwZ mit dem Konzept 
der EU für Politikkohärenz befasst. Die Bundesregierung setzt sich 
weiterhin dafür ein, dass Entscheidungen in allen zwölf PCD-Hand- 
lungsfeldern des EU-Entwicklungskonsenses mit entwicklungspoliti- 
schen Zielen vereinbar sind bzw. diese möglichst unterstützen. 


Berlin, den 4. Juni 2010 
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